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Editorial
Das Dezember-Heft der ZUKUNFT fällt zeitlich mit der 
Diskussion und Beschlussfassung des Bundesbudgets für 2011 
zusammen. Für Aufregung haben dabei im Besonderen die 
Pläne gesorgt, die den Universitäts- und Forschungsbereich 
betreffen. Während die Studierenden gegen die Kürzung der 
Familienbeihilfe auf die Straße gingen, wurde den meisten 
außeruniversitären Forschungseinrichtungen die Streichung 
ihrer Subvention angedroht. 

In der Rubrik »Aktuelle Debatte« zeigt Maria Mesner 
am Beispiel des von ihr geleiteten Kreisky- und des Doh-
nal-Archivs auf, welche Bedeutung diese Subventionskür-
zungen für außeruniversitäre Forschungseinrichtungen 
tatsächlich haben.

Alexander Dill hinterfragt in seinem eher grundsätzlich 
orientierten Debattenbeitrag den Wert des Leitmotivs dieses 
Budgets, die Reduktion des Budgetdefizits. In seinen Au-
gen sollte die Tilgung der öffentlichen Schulden in den Blick 
genommen und dafür die seit Jahren rasant wachsenden Pri-
vatvermögen herangezogen werden. 

In der Rubrik Fragen über Fragen schneidet Caspar Ei-
nem das Thema Wehrpflicht an und vermisst grundsätzliche 
Überlegungen zur Sicherheitspolitik.

Schwerpunktmäßig setzt sich dieses Heft mit zwei The-
menstellungen auseinander, die beide durchaus eng mitein-
ander verwoben sind: Wie ist einerseits angesichts wachsen-
der sozialer Ungleichheit vor und während der Krise sozialer 
Zusammenhalt herzustellen und wie ist andererseits die Stim-
mungsmache von Rechts einzuordnen und ihr zu begegnen?

Markus Marterbauer setzt sich in seinem Beitrag ge-
wohnt faktenreich mit der Bedeutung des Sozialstaates 

in der Wirtschaftskrise auseinander und weshalb es eine 
offensive Haltung für den Ausbau des Wohlfahrtsstaates 
braucht, um ihn nach der Krise zu verteidigen. 

Wolfgang Katzian wiederum entwickelt eine ganze 
Reihe offensiver und innovativer Ansätze, um verlo-
ren gegangene Anteile der ArbeitnehmerInnen am gesell-
schaftlichen Wohlstand zurückzuerobern. Er argumentiert, 
dass inhaltliche Visionen für die gewerkschaftliche und 
politische Arbeit notwendig und durchaus praxisnahe sind. 

Der SPD-Vordenker Thomas Meyer zeigt anhand der 
deutschen Sarrazin-Debatte, weshalb der von Sarrazin los-
getretene »Integrations«-Diskurs sachlich unsinnig ist und 
weshalb die von ihm »gebrochenen Tabus« keine echten 
Probleme ansprechen, sondern vielmehr im Sinne der extre-
men Rechten von diesen Problemen ablenken.

In eine ähnliche Richtung geht der Innsbrucker Politik-
wissenschafter Reinhold Gärtner, der die SPÖ angesichts 
von FPÖ-Wahlerfolgen eindringlich vor erfolglosen Versu-
chen warnt, in einer schärferen Migrationspolitik ihr 
Heil zu suchen.

Ludwig Dvořak skizziert in seinem Beitrag, inwiefern 
Rot-Grün in Wien landes- und bundespolitische Bedeu-
tung zukommt.

Nach den Buchtipps setzt sich schließlich Helene Schu-
berth mit den Folgen der aktuellen Finanzturbulenzen Ir-
lands für die Zukunft des Euro-Raums auseinander. 

Wir wünschen eine spannende Lektüre,

ludwig dvořak
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Wien. Vermutlich wird es Nudel-

salat geben. Mit trockenem Brot.

Grob heruntergeschnitten von je-

nen Schauspielern, die zum unge-

wöhnlichen Termin geladen ha-

ben: einem Pressefrühstück samt

nachheriger Theatervorführung in

einer Wiener Privatwohnung. Ge-

wiss: Da muss es doch herzlich

handgestrickt zugehen.

Aber weit gefehlt. Denn wer

erst einmal den richtigen Knopf

am Haustor betätigt hat, staunt

über ein mondänes Domizil. Her-

ren in Hemden huschen durch

den Flur, der ORF werkt im no-

blen Wohnzimmer. Oder besser

gesagt, im Salon: Der Kamin ver-

mittelt gediegene Behaglichkeit,

die Accessoires wiederum – ein

Totem etwa und eine Transfor-

mer-Statuette – künden von post-

modernem Kunstgeschmack.

Keine Hungerkunst

Nun hat das „Theater im Wohn-

zimmer“ (Tiwo) die Räumlichkei-

ten zwar nur geborgt. Doch die

Marschrichtung scheint klar: Ti-

wo ist kein Hungerkünstler-Expe-

riment, sondern eher eine Luxus-

Dienstleistung. Einen Theater-

abend im eigenen Wohnzimmer –

wer hat das schon? Gewiss, beto-

nen die Mimen, könnten auch

Studenten Tiwo buchen. Doch

man hofft schon auch auf begüter-

Weil es deine Aufführung ist

Die Privatwohnungen werden immer mehr zur Kampfzone der Unterhaltungsmedien – auch des Theaters

■ Applaus im Eigenheim:

Schauspielergruppe bietet

Theater im Wohnzimmer.

■ Neue Konkurrenz für

das digital perfektionierte

Home-Entertainment.

Von Christoph Irrgeher

tere Kunden. Der Preis für das En-

semble, das für die Presse nun

erstmals in einer Wohnung agier-

te, soll an die jeweiligen Verhält-

nisse angepasst werden. „Wir wol-

len uns nichts verbauen“, heißt es

auf die Frage, ob man Größenord-

nungen nennen wolle.

Mit seinem Repertoire verbaut

sich Tiwo gewiss nichts: Yasmina

Rezas „Kunst“ ist nicht nur kurz

und requisitenarm, sondern ein

Straßenfeger des Gegenwartsthea-

ters. Und wohl gerade für jene

Menschen amüsant, die eine ge-

diegene Wohnung behausen: Die

Geschichte von einem saturierten

Kunstfreund, der sich ein weißes

Bild kauft und darob heftig mit

seinen zwei Freunden zankt, fügt

sich – trotz Bühnenabsenz – doch

passgenau ins Ambiente einer

gutbürgerlichen Wohnung. Und

entwickelt dort, dank der Nähe zu

den routinierten bis hochenga-

gierten Tiwo-Schauspielern, eine

aufreizende Intensität.

Revolution und Affirmation

Freilich: Wirklich neu ist die Idee

hinter Theater im Wohnzimmer

nicht. Aber sie zeigt eine bezeich-

nende Akzentverlagerung gegen-

über früheren Unternehmungen

dieser Art. Da muss man einer-

seits kein Historiker sein, um an

das royale Amüsement im Dienst

eines Sonnenkönigs oder des

Fürsten Esterházy zu denken (der

in Joseph Haydn seinen Privat-

komponisten fürs eigene Opern-

haus hatten). Doch da könnte man

auch an jene gegenläufige Absicht

denken, die sich abseits öffentli-

cher Bühnen seit jeher auch reali-

sieren ließ: Aufklärung statt Ver-

klärung. Diesen Strang nahm im

Wien der 70er etwa das erzlinke

Dario-Fo-Theater auf – als es sich

durch die Gemeindehöfe spielte.

Und ein gewisser emanzipatori-

scher Impetus flackerte zuletzt

auch 2009 bei den Wiener Fest-

wochen auf – als sie den Gemein-

debau Am Schöpfwerk in klingen-

des Kulturgut verwandelten.

Simulationsmaschinerie

Freilich: Dass Tiwo nicht zum

Sturm auf die Décadence bläst,

darf man dem Ensemble nicht

zum Vorwurf machen – sein An-

spruch liegt lediglich in Unterhal-

tung. Doch das mag nun bezeich-

nend sein: Dass diese Kunst eben-

sowenig mit linken Ideologien zu

tun hat wie mit feudaler Überhö-

hung; dass sie vielmehr genau so

aufgeräumt ist wie die gutbürger-

liche Wohnung nach dem Besuch

der Putzfrau.

Und genauso muss diese

Kunst wohl auch daherkommen,

will sie den Kampf mit jener Si-

mulationsmaschinerie antreten,

die für das Eigenheim mehr und

mehr perfektioniert wird. Längst

hat sich das Patschenkino, Bea-

mer sei Dank, zum Hightech-

Spektakel gemausert. Und wer

der Frischluft überdrüssig ist,

darf seine Tennisbälle mit Wii im

Wohnzimmer schlagen. Oder

Freunde über Facebook treffen.

Ganz zu schweigen von Karaoke-

oder Rockstar-Freuden, die sich

neuerdings ebenso virtuell aus-

führen lassen. Heiter, benutzer-

freundlich, mainstreamorientiert.

Und vor allem: Konsumierbar mit

einem Minimum an Aufwand,

ganz im Gegensatz zu den Müh-

waltungen in einer Außenwelt,

die mehr und mehr von Markter-

fordernissen und Leistungsdruck

diktiert scheint. Da also hält das

Eigenheim als Trutzburg der Be-

haglichkeit her, da wird es, siehe

Ikea, zur besten aller möglichen

Welten stilisiert, da also entsteht

eine Biedermeierlichkeit ganz

ohne Zensur und Vormärz-Ambi-

tion.

Der Charme des Realen

Und in dieser Situation, das ist

wohl die Innovation von Tiwo und

Konsorten (nicht von ungefähr

fand Ähnliches jüngst in einer

deutschen Edel-Wohnung statt),

ereignet sich nun die Vervoll-

kommnung dieser Innenwelt der

Außenwelt: Indem das virtuelle

Vergnügen zum realen wird. Wo-

bei dieser Realität ein Charme an-

haftet, wie er sich im Musiksektor

seit Jahren durch vermehrten Pu-

blikumszustrom 
bemerkbar

macht. Auch wenn die CD den

transparenteren Klang besitzt:

Die Aura der Einmaligkeit wird

Musikfans immer mehr Geld

wert. Nur live ist eben auch live.

Und manches davon nun eben

auch im Wohnzimmer – das die

Sprechstimmen von Tiwo für

mehr als eine Stunde in einen ar-

tifiziellen Raum verwandeln. Wo-

bei lärmtolerante Nachbarn kein

Nachteil sind. Sonst könnte näm-

lich noch ein ganz anderes Phäno-

men zur handfesten Realität wer-

den: eine Polizeistreife. ■

Artifizielles Flair im gediegenen Wohnzimmer: Die Schauspieler von Tiwo geben „Kunst“. Foto: Barbara Palffy

(irr) 
Hat mit den Nullerjahren

ein neues Biedermeier begon-

nen? Befeuert durch Schlagworte

wie „Cocooning“, „Homing“ und

„Neue Bürgerlichkeit“, wird die-

se Frage vor allem in deutschen

Medien bereits ebenso lange dis-

kutiert. Das Argument für ein Ja

(neben dem präsumptiven Faible

fürs Häusliche): Das Revival von

Werten wie Fleiß, Treue, Ehrge-

fühl, Pflicht – seinerzeit von ei-

nem Bürgertum verinnerlicht,

das, ohnmächtig durch die Res-

tauration und Metternichs Spit-

zelwesen, in die eigenen vier

Wände wich.

Nun treten klassische Werte

zwar in neueren Erhebungen –

etwa der Shell-Jugendstudie von

2006 – zu Tage. Und nun wird

auch immer wieder ein gerüttelt

Maß an Politikverdrossenheit

konstatiert. Und überdies: Zwar

befördern Werbeslogans wie

„Konservativ liegt voll im Trend“

unverhohlen das Althergebrach-

te, zwar verkauften sich Bieder-

meier-Ausstellungen im Wien

der Vorjahre tatsächlich recht

prächtig.

Dennoch: Ein neues Bieder-

meier zu konstatieren wäre al-

lenfalls als feuilletonistische

Überspitzung zulässig – schon

allein wegen historischen Rah-

menbedingungen, deren leidvol-

le Konsequenzen der Gegenwart

erspart bleiben. Das Revival

klassischer Werte ist freilich

ebenso ein Kind der Zeit: Der

Esprit der Hippie-Bewegung, in

Wien erst spät zu fühlen, ist na-

hezu verglommen. Und dass sich

die Jugend in Zeiten der Krise

„pragmatisch den Herausforde-

rungen in unserer Gesellschaft

stellt“ (S
hell), lie

gt auf der Hand.

Und nicht zu vergessen: Mag

es auch jene Post-Teenager ge-

ben, die sukzessive verspießern,

äußerlich aber den Anschein von

Coolness und Intellektualität

ausstrahlen wollen und darum

Bobos (Bourgeois Bohemians) ge-

scholten werden – an Jungvolk,

das lauthals abrockt, herrscht

nach wie vor kein Mangel. ■

■ Die alte, neue Biedermeier-Frage
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Genies mit

schweren

Fehlern
Von Wolfgang Müller-Funk

Über den Widerspruch, dass

ein Mensch niederträchtig

oder mitleidlos sein kann –

und doch großartige Literatur

zu schaffen vermag.

des

Geistes, der Literatur und Kultur

gibt es viele Erscheinungen, die

Unbehagen auslösen: Richard

Wagner und Martin Heidegger,

Heimito von Doderer, Jean

Jacques Rousseau, um nur spon-

tan vier Namen ins Spiel zu brin-

gen. Grillparzer ist, wie das Franz

Schuh einmal in einem Gespräch

formuliert hat, schmerzlich und

Mitleid erregend; und wie Goethe

talentierte junge Kollegen behan-

delt hat, das hat eine ganze Gene-

ration von Germanisten und Lite-

raten empört. Ich weiß auch nicht,

ob ich Baudelaire, Beethoven oder

Schubert, wenn ich sie persönlich

kennen gelernt hätte, gemocht

hätte. Kaum ein Philosoph, der

ein großer Liebender gewesen wä-

re. Schelling (vielleicht) oder Di-

derot fallen mir ein.

Der Geniekult

Mindert dieser Gegensatz von

Werk und Person deren Bedeu-

tung? Oder fällt der Schatten auf

die ganze Kultur, der ich doch an-

gehöre, und die mir periodisch

Ekel einflößt? Woher rührt dieser

stille Wunsch, dass die Heroen

und Heroinnen unserer Kultur

auch noch glaubwürdige und

sympathische Menschen sein

müssen, als ob nicht ein Superla-

tiv reichte.

Das Genie ist dem Menschli-

chen ent- und in den Zustand des

Gottähnlichen gerückt. So erweist

es sich als ein typisches Produkt

der sogenannten Säkularisierung.

Dieser paradoxe Prozess ver-

schiebt all jene Themen, die ein-

mal ihre symbolische Heimstatt

in der Religion hatten, in die

Kunst. Beinahe überflüssig zu sa-

gen, dass der „Genius“ dem Dä-

monenglauben entspringt, also

ein guter Geist ist, der in einem

steckt und der uns – im unwahr-

scheinlichen Glücksfall – Flügel

verleiht, uns zu Eingebungen ver-

hilft, Einfälle hervorbringt, die

nicht unserem Willen, nicht unse-

rem Verstand entsprungen sind.

Die Kunst wird, zumal im

deutschsprachigen Raum, seit

dem Sturm und Drang zu einer

pathetischen Ersatzreligion, und

ihre Protagonisten zu Kündern

ewiger Wahrheiten und Visionen:

man braucht sich nur jene Hagio-

graphien zu betrachten, die bis

zur Mitte des 20. Jahrhunderts

und manchmal darüber hinaus

über Goethe und Schiller, Mozart

und Beethoven, Dürer und Bach

in Umlauf gewesen sind. (Diesem

Umstand verdanke ich, nebenbei

bemerkt, meinen Vornamen.

Denn als viele Österreicher und

Deutsche aus dem Rausch der mi-

litärischen und moralischen Kata-

strophe der NS-Zeit erwachten,

bestand Bedarf an unbescholte-

nen, genialen Namen: damals, in

den 1950er Jahren, war der deut-

sche Geniekult noch voll in Takt,

und Wolfgang – mit Mozart und

Goethe verbunden – war so ein

redlicher Name, dem keine brau-

ne Schande ins Gesicht geschrie-

ben stand, sondern das Genie, das

diese überlebt hatte. Immerhin

bin ich in meiner Schulzeit mit

drei bis vier Wolfgangs in die

Klasse gegangen.)

Der Geniekult, der aus dem

Vermögen ein Verdienst macht,

hebt den Betreffenden und seine

Gemeinde aus dem Bereich des

Profanen heraus. Eine Aura der

Einzigartigkeit umgibt ihn. Oder

aber, und das ist eine spätere Ent-

wicklung: er enthebt ihn einer be-

stimmten Verantwortung. Der

„Übermensch“, den Friedrich

Nietzsche mit Blick auf die Re-

naissance herbeiphantasierte, ist

zwar nicht identisch mit dem Ge-

nie, doch undenkbar ohne die die-

sem zugrunde liegende Grö-

ßenphantasie. Wo so viel Größe

im Spiel ist, wäre es philisterhaft,

nach menschlicher, moralischer

oder politischer Verantwortung zu

fragen. Nietzsche ist der program-

matische Vollstrecker jenes Äs-

thetizismus, der die Kunst von

moralischen und politischen

Werturteilen abkoppelt. Solche

Erwägungen werden – das ist der

Kernpunkt von Nietzsches Ab-

rechnung mit dem Christentum –

als „Sklavenmoral“ abgetan, als

Ressentiment des spießigen Men-

schen gegen die Größe weniger

Geistesaristokraten.

Auf das Genie übertragen, be-

deutet das: das Genie darf sogar

ein richtiggehendes „Arschloch“

sein und gleichzeitig wäre es an-

stößig, ja kleinlich, das überhaupt

zu erwähnen.

Moralisch fragwürdig

Im späten Geniekult steckt, kri-

tisch betrachtet, eine Art Freibrief

– als ob man einen schlechten

Charakter haben müsste, um ein

Genie zu werden. Genie ist ein

fremdes Moment und im Gegen-

satz zur moralischen oder politi-

schen Fragwürdigkeit eines Men-

schen keine Eigenschaft.

Ist damit alles gesagt? Und sol-

len wir nun zur symbolischen Be-

erdigung des Genies schreiten?

Wie soll man nach dem Ende des

Geniekultes, der aus Goethe einen

geistigen Führer der Deutschen

machte, über Genies oder, um ei-

nen hübschen historischen Aus-

druck zu gebrauchen, über „Origi-

nalgenies“ sprechen? Dass die

Menschen der westlichen Hemi-

sphäre (und nicht nur sie) dieses

Phänomen noch immer umtreibt,

lässt sich an der schier unglaubli-

chen Zahl von Filmen ersehen,

die binnen eines Jahrzehnts über

Beethoven, Schubert oder Mozart

gedreht worden sind.

Friedrich Nietzsche, gemalt von Edvard Munch. Aus: Dichterbilder. Von Walther von der Vogelweide bis Elfriede Jelinek., hrsg. von

Frank Möbus und Friederike Schmidt-Möbus, Reclam Verlag, Stuttgart 2003.
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Fehlern
Von Wolfgang Müller-Funk

Über den Widerspruch, dass

ein Mensch niederträchtig

oder mitleidlos sein kann –

und doch großartige Literatur

zu schaffen vermag.

die ganze Kultur, der ich doch an-

gehöre, und die mir periodisch

Ekel einflößt? Woher rührt dieser

stille Wunsch, dass die Heroen

und Heroinnen unserer Kultur

auch noch glaubwürdige und

sympathische Menschen sein

Superla-

Das Genie ist dem Menschli-

chen ent- und in den Zustand des

Gottähnlichen gerückt. So erweist

es sich als ein typisches Produkt

der sogenannten Säkularisierung.

Dieser paradoxe Prozess ver-

schiebt all jene Themen, die ein-

mal ihre symbolische Heimstatt

in der Religion hatten, in die

Kunst. Beinahe überflüssig zu sa-

gen, dass der „Genius“ dem Dä-

monenglauben entspringt, also

ein guter Geist ist, der in einem

steckt und der uns – im unwahr-

scheinlichen Glücksfall – Flügel

verleiht, uns zu Eingebungen ver-

hilft, Einfälle hervorbringt, die

nicht unserem Willen, nicht unse-

rem Verstand entsprungen sind.

Die Kunst wird, zumal im

deutschsprachigen Raum, seit

dem Sturm und Drang zu einer

pathetischen Ersatzreligion, und

ihre Protagonisten zu Kündern

ewiger Wahrheiten und Visionen:

man braucht sich nur jene Hagio-

graphien zu betrachten, die bis

zur Mitte des 20. Jahrhunderts

und manchmal darüber hinaus

über Goethe und Schiller, Mozart

und Beethoven, Dürer und Bach

in Umlauf gewesen sind. (Diesem

Umstand verdanke ich, nebenbei

bemerkt, meinen Vornamen.

Denn als viele Österreicher und

Deutsche aus dem Rausch der mi-

litärischen und moralischen Kata-

strophe der NS-Zeit erwachten,

bestand Bedarf an unbescholte-

nen, genialen Namen: damals, in

den 1950er Jahren, war der deut-

sche Geniekult noch voll in Takt,

und Wolfgang – mit Mozart und

Goethe verbunden – war so ein

redlicher Name, dem keine brau-

ne Schande ins Gesicht geschrie-

ben stand, sondern das Genie, das

diese überlebt hatte. Immerhin

bin ich in meiner Schulzeit mit

drei bis vier Wolfgangs in die

Klasse gegangen.)

Der Geniekult, der aus dem

Vermögen ein Verdienst macht,

hebt den Betreffenden und seine

Gemeinde aus dem Bereich des

Profanen heraus. Eine Aura der

Einzigartigkeit umgibt ihn. Oder

aber, und das ist eine spätere Ent-

wicklung: er enthebt ihn einer be-

stimmten Verantwortung. Der

„Übermensch“, den Friedrich

stimmten Verantwortung. Der

„Übermensch“, den Friedrich

stimmten Verantwortung. Der

Nietzsche mit Blick auf die Re-

naissance herbeiphantasierte, ist

zwar nicht identisch mit dem Ge-

nie, doch undenkbar ohne die die-

sem zugrunde liegende Grö-

Auf das Genie übertragen, be-

deutet das: das Genie darf sogar

Ist damit alles gesagt? Und sol-

len wir nun zur symbolischen Be-

Beethoven, Schubert oder Mozart
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Resonanzen 2010

Zwei Exponenten der Alten Musik, Jordi Savall

(Bild) und Ton Koopman, eröffnen in Wien

das Festival „Resonanzen“ mit Kammermusik.

Ö1 sendet am 21. Jänner eine Aufzeichnung.
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as im »Vorwärts«-Gebäude in der Wiener Rech-
ten Wienzeile untergebrachte Kreisky-Archiv steht 
Anfang November 2010 im 27. Jahr seiner Ge-
schichte. Es verwahrt für die Geschichte der Zwei-

ten Republik zentrale Dokumente, Fotos, Plakate, Videos: 
zur Entstehung des Staatsvertrages, den Reformen der 1970er 
Jahre, dem Fall des Eisernen Vorhangs und der Entwicklung 
danach bis in die jüngste Vergangenheit. 

Die sieben Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen sind vollauf 
beschäftigt: mit den Vorbereitungen für den 100. Geburtstag 
Bruno Kreiskys im Jänner 2011, zwei Büchern und einem 
Projekt für Schüler und Schülerinnen; mit einer Ausstellung 
zu »100 Jahre Frauentag«, an der seit zwei Jahren gearbeitet 
wird und die Anfang März im Österreichischen Museum 
für Volkskunde eröffnet werden soll; das Manuskript für den 
Textband wurde gerade beim Verlag abgegeben, damit das 
Buch rechtzeitig fertig wird. 

Am 4. November 2010 kommt ein Anruf aus dem Bun-
desministerium für Wissenschaft und Forschung: Die Basis-
subvention würde ab 1. Jänner 2011 ersatzlos gestrichen, es 
gäbe keine Übergangsfristen, keine Abfederung, die Maß-
nahme gelte nicht nur für das Kreisky- und damit auch das 
Dohnal-Archiv, sondern für die gesamte außeruniversitäre 
Forschung. Bisher waren von den jährlich etwa 102.000 Euro 
die Räumlichkeiten und der Archivbetrieb bezahlt worden. 
Noch einmal dieselbe Summe war von den MitarbeiterInnen 
des Archivs als Drittmittel eingeworben worden, für For-
schungs- und Publikationsprojekte, Konferenzen, an denen 
WissenschafterInnen aus mehreren Kontinenten teilnahmen, 

eine Website, auf der wichtige Dokumente, Bilder und Plaka-
te für alle zugänglich gemacht werden.

was bedeutet das?
Mit dem Wegfall der Basissubvention wäre die materiel-
le Grundlage des Archivs zerstört. Drei MitarbeiterInnen, 
erfahren, kenntnisreich und seit Jahren im Kreisky- und im 
Dohnal-Archiv beschäftigt, würden mit 1. Jänner arbeitslos; 
drei weitere im Lauf des kommenden Jahres, wenn sie laufen-
de Projekte abgeschlossen haben. Wo das passieren soll, muss 
unklar bleiben, weil die Arbeitsräume nicht mehr finanziert 
werden können. Für die Zeitgeschichtsschreibung und damit 
für das Gedächtnis der Republik wichtige Bestände hätten 
keinen Ort mehr. Ob und wie laufende Verträge überhaupt 
rechtzeitig und rechtskonform aufgelöst werden können, ist 
zumindest fraglich. Die vor der Fertigstellung stehenden Pro-
jekte, in die bereits viel Geld und Energie geflossen ist, hän-
gen, obwohl sorgfältig vorbereitet und durchgeführt, plötzlich 
in der Luft.

»Strukturbereinigung« nannte die zuständige Wissen-
schaftsministerin Beatrix Karl in den folgenden Tagen diese 
Maßnahme, von der über 70 Institutionen in ähnlicher Weise 
betroffen sind. In dem Schreiben, in denen sie die Leitungen 
der nun »eingesparten« Institutionen von der Streichung der 
Finanzierung informierte, warb sie um Verständnis für »diese 
harte, aber notwendige Maßnahme«, mit der sie jährlich ins-
gesamt 8 Millionen Euro einsparen wollte – wobei offenbar 
die so in Kauf genommenen sozialen Kosten (Arbeitslosen-
geld, Verlust an Wissen und Know-How) großzügig überse-
hen wurden.

Reform durch Abschaffung Von Maria Mesner

Reform durch Abschaffung
Im Zuge der Budgeterstellung ließ das Wissenschaftsministerium Anfang November verlautbaren, dass die Basisförderung 
für außeruniversitäre Einrichtungen jenseits der Boltzmann-Gesellschaft und der Akademie der Wissenschaften eingestellt 
werde und sorgte damit für lautstarke Proteste aus der Wissenschaftszene. Für Maria Mesner, Leiterin des mitbetroffenen 
Kreisky-Archivs, ist die Vorgangsweise ein Beispiel aus der österreichischen Wissenschaftspolitik, das zeigt, wie verantwor-
tungslos mit wertvollen Forschungseinrichtungen umgegangen wird. 

D



Der Stand der Dinge
Offenbar hatten aber weder die Betroffenen noch eine kriti-
sche Öffentlichkeit »Verständnis« für die strukturzerstörende 
Maßnahme, die mühsam und sorgfältig aufgebautes Know-
How und Wissen mit einem Mal wertlos und insgesamt wohl 
Hunderte WissenschafterInnen arbeitslos machen würde : In 
wenigen Tage unterzeichneten Tausende Personen einen ent-
sprechenden Protest. ORF, »Presse« und »Standard« berichteten 
täglich von den Situation der betroffenen WissenschafterIn-
nen, dann auch »Neue Zürcher Zeitung« und die »Frankfur-
ter Allgemeine«: Fassungslosigkeit und empörtes Staunen aller 
Orten. Ende November verlautet aus dem Wissenschaftsmi-
nisterium, dass für einige der betroffenen Institutionen neue 
Strukturen gefunden werden sollten: durch die Anbindung an 
die – ebenfalls von der Sparpolitik stark betroffenen – Uni-
versitäten oder an die Österreichische Akademie der Wissen-
schaften bzw. durch die Schaffung eines Archivnetzwerkes zur 
»politischen Ideengeschichte seit 1918«. 

Wie das alles vor sich gehen soll, wieviel das kosten wird 
und darf, ist zum jetzigen Zeitpunkt, also einen Monat be-
vor die Institutionen vor dem finanziellen Aus stehen, nicht 
einmal in großen Zügen bekannt. Die Verantwortlichen der 
betroffenen Institute werden so zu unverantwortlichem Han-
deln gezwungen: weil sie entweder – der finanziellen Not 
entsprechend – MitarbeiterInnen kündigen, die sie irgend-
wann Anfang des nächsten Jahres wieder dringend brauchen, 
oder weil sie das nicht tun, obwohl sie nicht wissen, wo-
von sie ab nächsten Monat die Gehälter bezahlen werden. 
Hunderte oft hochqualifizierte WissenschafterInnen wissen 
nicht, ob ihre Existenz ab Anfang Jänner noch eine materielle 
Grundlage hat.

Die Malaise der Forschungspolitik

Auf alle Sonntagsreden bloß stellende Art und Weise zeigt 
diese Geschichte aus dem Spätherbst 2010, was der österrei-
chischen Politik ein paar hundert WissenschafterInnen, ein 
paar Dutzend Institutionen, die Grundlagen- und angewand-

te Forschung betreiben, die auf europäischer Ebene forschen 
und innovative ForscherInnen aus dem Ausland nach Öster-
reich holen, wert sind: nämlich nichts, oder zumindest nicht 
viel. Und das ist eigentlich nichts Neues: Seit einigen Jahren 
war von einer Strukturreform der Förderung der außeruni-
versitären Forschung die Rede, zu Recht im Übrigen. 

Über die Jahre hatten sich die verschiedensten Förde-
rungen angesammelt. Es war nicht immer ganz klar, was da 
eigentlich vorangebracht werden sollte. Das Procedere der 
Förderung machte Planungen, die über ein Kalenderjahr hi-
nausgingen, für die auf diese Weise Geförderten unmöglich. 
Anstatt klare Richtlinien vorzugeben, endlich, womöglich 
unter Einbeziehung der Betroffenen, die oft versprochene 
Strukturreform anzugehen, wurden die Förderungen einfach 
eingefroren, blieben seit Jahren immer weiter hinter der In-
flation zurück: Gehälter konnten nicht angepasst, geschweige 
denn erhöht werden. Die traurige Regel sind prekäre Teil-
zeitarbeitsverhältnisse und gestückelte, an Projektlaufzeiten 
gebundene Verträge. 

Jetzt soll die Reform durch Abschaffung ersetzt werden. 
Anstatt langfristig mit viel forschender Eigeninitiative aufge-
baute Potenziale zu fördern, sollen sie zerstört werden. Die 
österreichische Forschungspolitik setzt auf große Strukturen. 
Nachdem in den letzten Jahren schon Fördertöpfe abgeschafft 
und zentralisiert, mithin homogenisiert wurden, soll nun mit 
der Forschung selbst dasselbe passieren. Wie ein Mantra wie-
derholt, wird mehr behauptet als bewiesen, dass große Einhei-
ten die vielbeschworene Exzellenzforschung hervorbringen 
würden. 

Gleichzeitig sind die größten Forschungseinrichtungen 
des Landes, die Universitäten, chronisch unterfinanziert und 
schon jetzt nicht in der Lage, genügend Studierende so aus-
zubilden, dass die beschämend niedrige Akademikerquote 
Österreichs endlich auf das Niveau vergleichbarer Länder ge-
hoben wird. Der Großteil der an den Hochschulen Lehren-
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den ist, verständlicherweise, mit dem Ausmaß des Unterrichts 
überfordert. 

Wo ist also der Platz für Forschung, gar für solche, die 
nicht sofort vermarktbare Erkenntnisse verspricht? Ist nur das 
gesellschaftlich wertvoll, was sich leicht verkaufen lässt? Zwei-
fellos wird an den Instituten der Österreichischen Akademie 
der Wissenschaften und der Boltzmann-Gesellschaft, die von 
der Wissenschaftsministerin mit leichter Hand als Kernbereich 
definiert und daher weiterhin gefördert werden, wertvolle, 
mitunter exzellente Forschung geleistet. Aber die Orte, die 
solche Forschung ermöglichen, werden mit der Zerstörung 
vieler Einrichtungen der außeruniversitären Forschung weni-
ger – und das ist ein Schaden, für das Land, für die Gesell-
schaft, für die Zukunft.

Nachsatz

Es steht zu hoffen, dass die vom Wissenschaftsministerium 
nun initiierten Gespräche konstruktiv verlaufen und zu nach-
haltigen, produktiven Lösungen führen: damit Potenziale ent-
wickelt und gefördert werden, anstatt ihre materielle Grund-
lage zu zerstören. Aber: Gute, effiziente Strukturen, die die 
dringend notwendige Forschung befördern und sie tatsächlich 
exzellent werden lassen, gibt es nicht zum Nulltarif.

Maria Mesner 

st Leitern des Dr.-Bruno-Kreisky- 

und des Johanna-Dohnal-Archivs.

Reform durch Abschaffung Von Maria Mesner



inserat
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m 8. Jänner des Jahres 2002 beschloss die öster-
reichische Regierung eine revolutionäre und bis 
dahin in anderen EU-Staaten unbekannte Einrich-
tung: den Staatsschuldenausschuss (STA), dem nicht 

nur Mitglieder der Regierung, sondern auch der Wirtschafts- 
und Arbeitskammern angehören. In Deutschland gibt es kein 
vergleichbares Gremium. Ein Bundesrechnungshof wacht 
dort über die Ausgabendisziplin des Staates. 

Man möchte meinen, seit der Weltfinanzkrise stünde der 
Ausschuss im Mittelpunkt des öffentlichen Interesses und der 
wirtschaftspolitischen Debatten in Österreich. Dem ist leider 
nicht so. Nach Angaben der Österreichischen Bundesfinan-
zierungsagentur (ÖBFA) sitzen inzwischen 70  % der Gläubiger 
der österreichischen Staatsanleihen im Ausland. Der Anteil 
von Staatsanleihen im Vermögensportfolio der Österreicher 
betrug Ende 2009 nur 0,3  %. Anders gesagt: Jeder Haushalt 
verfügte nur über Staatsanleihen für 400 Euro. Damit ist die 
Rückzahlung der Staatsschulden leider kein innerösterreichi-
sches Umschuldungsproblem, sondern eine Frage der inter-
nationalen Beziehungen, wie sie die Akteure eines globalen 
Finanzmarktes, neben den Banken und Pensionsfonds etwa 
der Internationale Währungsfonds, die Weltbank und die in 
Basel ansässige Bank of Settlements vorschreiben.

wenn die Gläubiger Geld brauchen

Österreichische Anleihen zählen zu den sichersten der Welt. 
Ihr Zinssatz bewegt sich nach unten. Das gilt aber nur solange, 
wie es den Gläubigern so gut geht, dass sie sich Sicherheit 
zum Minizins leisten können. Sollten diese, etwa durch einen 
Dollarverfall oder Crash in den USA gezwungen sein, ihre 
sichersten Werte zu verkaufen – österreichische und deutsche 

Staatsanleihen zum Beispiel – dann wird der Markt sie nicht 
aufnehmen können. Wenn aber die Anleihen nicht mehr ab-
setzbar sind und ihre Ablösung durch Folgeanleihen finanziert 
werden muss, dann steigt der Zinssatz auf irische oder grie-
chische Sätze. Die jährliche Zinsbelastung stiege dann von 6 
Milliarden Euro jährlich auf 18 Milliarden – Österreich stünde 
vor dem Bankrott.

Der Schuldenausschuss hat bisher das Wort Tilgung noch 
nicht ein einziges Mal verwendet. Als Empfehlung wird statt-
dessen Haushaltsdisziplin eingefordert. Eine Begrenzung der 
Neuverschuldung gilt bereits als großer Erfolg. Allerdings 
würden selbst drastische Einsparungen von 2 oder 4 Milliar-
den Euro im Jahr völlig wirkungslos sein, wenn die Zinslast 
um 12 Milliarden Euro jährlich steigt. Da diese Einsparungen 
mit enormen Opportunitätskosten verbunden sind und  den 
sozialen Frieden, auf dem der österreichische Wohlstand be-
ruht, völlig zerstören können, ist ihr  Erfolg ungewiss. 

Waffe gegen den Staatsbankrott

So beruht der hohe Wert österreichischer Eigenheime im Pri-
vatbesitz ganz wesentlich auf den öffentlichen Gemeingütern 
Sicherheit, Infrastruktur und Umweltschutz. Diese public goods 
erst eröffnen den Raum für dauerhafte Wertstabilität durch 
die Attraktivität des Standorts. Die Kinder der wohlhabenden 
Mittel- und Oberschicht Österreichs können auf Staatskos-
ten maturieren und ein Universitätsstudium absolvieren. Ins-
besondere der Mittelstand ächzt allerdings unter einer auch 
im internationalen Vergleich hohen Steuer- und Abgabelast. 
Die Abschaffung der Erbschaftssteuer und die jahrzehntelange 
Begünstigung des Aufbaus von Privatvermögen etwa in Pri-
vatstiftungen und durch Nichtbesteuerung der Vermögenszu-

Österreich, der erste schuldenfreie Staat der EU? von Alexander Dill

Österreich, der erste  
schuldenfreie Staat der EU?
In der Budgetdebatte erlebte das Wort »Schuldenbremse« einen geradezu inflationären Gebrauch. Der Schweizer Sozio-
loge Alexander Dill will in der Schuldendebatte  unkonventionelle Wege gehen: Statt das Defizit zu reduzieren und dabei 
Sozialkapital zu vernichten, sollte der Staat lieber die in den letzten Jahren rasant gewachsenen privaten Vermögen für einen 
staatlichen Tilgungsplan heranziehen.

A



wächse hat größere Vermögen und deren Ansiedlung und Er-
haltung in Österreich sehr gefördert. Wohnbauförderung und 
Gemeindewohnungsbau haben dafür gesorgt, dass auch mit 
niedrigeren Einkommen eine Teilnahme an der Konsumge-
sellschaft möglich wurde.

Das Ergebnis dieser Begünstigung ist nach der gerade 
erschienenen Berechnung im Global Wealth Report 2010 der 
Credit Suisse ein Pro-Kopf-Vermögen von 101.010 Euro, das 
überwiegend in selbstgenutzten Immobilien liegt. Diesem 
steht eine staatliche Pro-Kopf-Verschuldung von 22.034,60 
Euro gegenüber. Damit betragen die staatlichen Schulden ge-
nau 21,81  % der Privatvermögen. Dies ist im internationalen 
Vergleich ein fast paradiesischer Wert. Fachleute rechnen etwa 
für die USA und Großbritannien mit ihren traditionell nied-
rigen Sparquoten damit, dass die Privatvermögen dort nicht 
einmal die Staatsschulden decken können.

Tilgung ist eine Gemeinschaftsaufgabe

Wenn Österreich ernsthaft mit der Tilgung seiner Staatsschul-
den beginnen möchte, anstatt weiter auf die Phantasieeinnah-
men aus künftigem Wachstum zu hoffen oder die Hoheit über 
den eigenen Staatshaushalt zu verlieren, müssen innerösterrei-
chische, traditionelle Konfliktlinien zwischen Rot, Schwarz, 
Blau und Grün, zwischen ländlich-landwirtschaftlichen und 
städtisch-postmodernen Bürgerinnen und Bürgern, zwischen 
Mietern und Grundeigentümern verschoben werden.

Was sie eint und verbindet, nennen Soziologen gerne So-
zialkapital. Diese Wortkombination bedeutet, das auch der 
soziale Zusammenhalt einen ökonomischen Wert hat. Diesen 
spürt man bereits, wenn Nachbarn einander beim Hausbau 
helfen, auf die Kinder aufpassen und gemeinsam dafür sorgen, 
dass sich keine Kriminellen an die offenen Häuser wagen. Im 
Falle der österreichischen Staatsschulden ist er allerdings sehr 
genau zu beziffern: 190,66 Milliarden Euro. Diesen Betrag 
müssen die Besitzer des österreichischen Staates, seine Bür-
gerinnen und Bürger, gemeinschaftlich aufbringen. Es wird 

Stimmen geben, die sich am Begriff gemeinschaftlich mit 
Berufung auf den Artikel 5 des österreichischen Staatsgrund-
gesetzes stören werden. In diesem heißt es: »Das Eigentum 
ist unverletzlich. Eine Enteignung gegen den Willen des Ei-
gentümers kann nur in den Fällen und in der Art eintreten, 
welche das Gesetz bestimmt.«

Nimmt man den Gedanken ernst, die Österreicher seien 
über ein gemeinschaftliches Sozialkapital verbunden, dessen 
sichtbarer Ausdruck ihr gemeinsam erreichter Wohlstand ist, 
so wird man dieses nicht nur durch gesetzliche Zwangsmaß-
nahmen motivieren können. Vielmehr muß zunächst der 
Versuch unternommen werden, die Tilgung und die Schritte 
zu ihr öffentlich zu diskutieren. Als Ergebnis kann es dann 
sowohl gesetzliche wie bürgerschaftliche Maßnahmen oder 
beides geben.

Als das Basel Institute of Commons and Economics in Deutsch-
land einen Tilgungsplan vorstellte, bildete sich dort eine Til-
gungsinitiative. Mit 10.000 Euro begann der Mannheimer 
Professor Jochen Hörisch die bedingungslose Tilgung – zur 
Überraschung aller, die zwar bei einer Tilgungsaktion mitma-
chen würden, dies aber von zahlreichen anderen Bedingun-
gen abhängig machen möchten, deren Einhaltung außerhalb 
ihres persönlichen Handlungsbereiches liegt. Hörisch liefert 
ein Beispiel, das Schule machen könnte.

In Deutschland wurden allerdings mit dem 1952 beschlos-
senen Lastenausgleichsgesetz, das eine dreißigjährige Ver-
mögensabgabe von 1949 – 1979 beinhaltete, bereits einmal 
erfolgreich die Staatsschulden getilgt. Es mag gerade für ös-
terreichische Konservative erstaunlich klingen, aber 1952 war 
der CSU-Politiker Fritz Schäffer Finanzminister, kein »roter 
Dieb«.

Erster Schritt

Um von der theoretischen Debatte über Staatsverschuldung 
und Sozialkapital zu einem praktischen Handlungsansatz zu 
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kommen, hat das Basel Institute of Commons and Econmics einen 
Tilgungsplan für die Republik Österreich entworfen. Er ba-
siert auf den aktuellen Zahlen der Österreichischen National-
bank und stellt den ersten öffentlichen Tilgungsplan in einem 
EU-Staat dar. Er könnte – sollte er auf politische Zustimmung 
stoßen – in den Haushaltsberatungen des Nationalrates zum 
nächsten Haushalt beschlossen, zumindest aber abgelehnt 
werden. Hier ist er:

Tilgungsplan österreichische Staatsschulden 
Stand 27.10.2010: 190,66 Mrd. Euro

 	 Tilgung in	 Prozent der
   Jahr	 Mrd. Euro	 Staatsschuld  
  2011 	 28,60	 15  
  2012	 24,78	 13  
  2013	 22,88	 12  
  2014	 20,97	 11  
  2015	 19,07	 10  
  2016	 17,16	 9  
  2017	 15,25	 8  
  2018	 13,35	 7  
  2019	 11,44	 6  
  2020	 9,53	 5  
  Zwischensumme	 183,03	 96  
  Langläufer		
  und Marktreserven	 7,63	 4  
  Endsumme	 190,66	 100  
Quelle: Österreichische Nationalbank nach Maastricht-Kennzahlen, Oktober 2010

Zweiter Schritt

Nach dem Tilgungsplan müssten 2011 Staatsanleihen in Höhe 
von 30 Milliarden Euro zurückbezahlt und nicht von neuen 
Anleihen abgelöst werden. Dieser Betrag ist in keiner denk-
baren Haushaltseinsparung aufzubringen. Aufgrund der his-
torisch niedrigen Zinsen ist für die Umsetzung der Tilgung 
allerdings der ideale Zeitpunkt. Wird nämlich die Tilgung 
durch eine von der Österreichischen Nationalbank begebene 

Zwangsanleihe umgesetzt, mit der im ersten Tilgungsjahr etwa 
4  % der insgesamt nötigen 21,82  % der privaten Geld-, Gold- 
und Grundvermögen belastet werden, so könnten die Ver-
mögensbesitzer wählen, ob sie die Anleihe sofort tilgen oder 
aber zu einem niedrigen Zins weiter bedienen möchten. Bei 
einem etwas über dem EZB-Zinssatz liegenden Zinssatz von 
1,5  % würde das bedeuten, dass eine Vermögensabgabe von 
200.000 Euro einen Jahreszins von 3.000 Euro kostet. Faktisch 
besteht die Tilgung in einer Umschuldung der Staatsschulden 
auf die privaten Vermögen. Da der Kreditgeber aber der Staat 
ist, können diese von dessen günstigen Refinanzierungskon-
ditionen profitieren, die sich durch die Tilgungsaktion sogar 
noch verbessern könnten.

Wie in Deutschland 1952, würde auch hier ein erheblich 
zurückliegender Stichtag gewählt, der sichert, dass kein we-
sentlicher Vermögensabzug realistisch umsetzbar ist. Da von 
dem Vermögenszuwachs im Österreich der letzten Dekade – 
42,75  % laut Credit Suisse – auch Ausländer profitiert haben, 
wird die Abgabe auch auf deren österreichische Vermögens-
werte erhoben.

Das Basel Institute of Commons and Economics bietet 
dazu den Mitgliedern des Staatsschuldenausschusses, der Re-
gierung und des Nationalrates, der Landesregierungen sowie 
den Vertretern aller gesellschaftlichen Gruppen an, das Til-
gungskonzept im Dialog auf eine gesellschaftlich, politisch 
und gesetzlich konsensfähige Ebene zu bringen.

Lassen Sie uns gemeinsam Österreich als ersten Staat der 
EU erfolgreich entschulden!

Alexander Dill 

ist Vorstand des Basel Institute 

of Commons and Economics.

 www.commons.ch

Österreich, der erste schuldenfreie Staat der EU? von Alexander Dill



ls vor einigen Jahren die Frage anstand, ob die alten 
Draken durch neuere Abfangjäger ersetzt werden 
sollten, waren wir primär dagegen, für diese Zwecke 
so viel Geld auszugeben und haben uns 2006 angeb-

lich auch deshalb für das Bundesministerium für Landesvertei-
digung entschieden, um aus dem Eurofighter-Vertrag ausstei-
gen zu können. Bloß: Steht hinter dieser Linie irgendein weiter 
führender Gedanke? Warum ist er nicht bekannt geworden?

Freilich – jetzt ist für die Gedanken in dieser Frage Un-
zeit. Die Eurofighter sind nun mal da, mussten abgenommen 
werden und blieben teuer. Bloß: Wie ersparen wir den Steu-
erzahlern künftig derartige Investitionen? Könnten wir nicht 
diese Frage zumindest auf Vorrat beantworten? Zum Beispiel 
so: Österreich ist Mitglied der Europäischen Union und liegt 
nicht mehr an deren Außengrenze. Was spricht eigentlich 
dagegen, die Luftraumüberwachung in der EU gemeinsam 
vorzunehmen? Wäre das nicht wesentlich effizienter und auch 
billiger? Immerhin gibt es in der EU etwa 4000 Abfangjäger. 
Bei rechtzeitiger Entwicklung eines Konzepts wäre bereits die 
Anschaffung der Eurofighter vermeidbar gewesen. Bis zu de-
ren Nachfolgern sollte es immerhin möglich sein, eine andere 
Lösung zu haben.

Und jetzt wieder: Wie zufällig kommt im Wahlkampffi-
nale zur Wienwahl der Gedanke auf, die Wehrpflicht – ihre 
Aufrechterhaltung oder Abschaffung – einer Volksbefragung 
zu unterwerfen. Taktisch eine Meisterleistung, die mediale 
Lufthoheit bringt. Aber sind die Konsequenzen einer allfälli-
gen Abschaffung der Wehrpflicht inhaltlich auch nur ansatz-
weise überlegt worden? Wenn man sich erinnert, dass gerade 
noch der Verteidigungsminister voll Überzeugung das ge-
mischte System aus Berufs-, Miliz- und Wehrpflichtigenele-
menten verteidigt hat, wäre es zumindest erstaunlich, wenn es 
jetzt bereits konkrete Überlegungen für ein Bundesheer ohne 
Wehrpflichtige gäbe.

Ich habe mir schon vor einigen Jahren einen Diskussi-
onsanstoß – wiewohl zur Unzeit – erlaubt, der darauf hin-
aus gelaufen ist, ein kleineres, aber deutlich professionelle-
res Heer zu planen. Truppenstärke ist heute keine sinnvolle 
Zielsetzung mehr. Und eine bloß teilweise Rekrutierung der 
Nichtverweigerer, sofern sie tauglich sind, wirft Fragen der 
Gerechtigkeit auf. Warum ist es mit uns nicht möglich, ein-
mal eine ernsthafte Diskussion über die notwendige und die 
wünschenswerte Seite der militärischen Sicherheitsoption zu 
führen und erst dann zu populären Lösungsvorschlägen zu 
kommen, wenn wir wissen, was wir brauchen? 

Lässt nicht auch die Frage, wie Katastrophenhilfe und wie 
Zivildienst organisiert werden soll, wenn es keine Wehrpflicht 
mehr gibt, ganz interessante politische Überlegungen zu – ab-
gesehen davon, dass es notwendig ist, diese Fragen vernünf-
tig zu beantworten. Wie wäre es mit der Einrichtung eines 
freiwilligen Gemeinschaftsjahres – mag es auch nur 8 oder 9 
Monate dauern – dessen Absolvierung, bezahlt wie der Zivil-
dienst, Voraussetzung für die Aufnahme in den öffentlichen 
Dienst sein könnte? Natürlich sollte es Männern und Frau-
en gleichermaßen offen stehen und die Ausbildung und den 
Einsatz für gemeinschaftsbezogene Aufgaben umfassen. Oder 
würden diese oder ähnliche Überlegungen einer Volksbefra-
gung ihren Reiz nehmen?

Caspar Einem 

ist Chefredakteur der Zukunft.

Politik des Augenblicks: 
Wehrpflicht?

A

fragen über fragen  von caspar einem 
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Warum interessiert uns die Frage der militärischen Sicherheitspolitik eigentlich immer nur zur Stimmungsmache? 



Ach so! 08 / Vienna 2009 / © Elisabeth Handl 



In einem Wettstreit zwischen Kommerz  
und Freiheit gewinnt das Gefühl.

Elisabeth Handl kommuniziert über ihre Kunst 
Eindrücke und Empfindungen, die einen dazu 
reizen Stellung zu beziehen und sich hinein-
zufühlen. Im Schaffensrhythmus lässt sie das 
innere Geheimnis »des Anderen« nur kurz 
aufblinzeln und stellt es niemals zur Schau. 
Respekt, Akzeptanz, Toleranz und Offenheit 
gepaart mit Loyalität sind unabdingbare Ei-
genschaften ihrer Arbeiten. Es geht ums Ver-
binden, Gegensätze vereinen, ohne dabei die 
Individualität aufzugeben. 

Die »Ach so!«-Reihe repräsentiert die Leitsät-
ze der Künstlerin. Menschen von unterschied-
licher kultureller und sozialer Herkunft tragen 
einen Aspekt des  Hintergrundmusters auf der 
Haut. Sie haben es sich »angezogen«, was 
den Betrachter von ihrer Enthüllung und ihrem 
Naturzustand, die sich in der eher reservierten 
Haltung offenbaren, ablenkt. Jeder von ihnen 
trägt sein »Schema« auf einer individuellen 
Stelle des Körpers. Auch hier vereinigt Elisa-
beth Handl fantasievoll und spielerisch Ge-
gensätze. Man erblickt das kleinste gemein-
same Vielfache des menschlichen Daseins in 
Darstellung, Ausdruck und der Entscheidung,  
Teil eines Ganzen zu werden, ohne sich völlig 
davon »bemustern« zu lassen. 

Text: Radmila Grinberg /  Künstlerin, Psychologin

   www.elisabethhandl.com
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1. Der Sozialstaat verhinderte eine Depression  
wie in den 1930er Jahren
Der europäische Sozialstaat hat in der Finanzkrise der Jahre 
2008/09 wesentlich dazu beigetragen, das Abgleiten in eine 
Depression im Ausmaß der 1930er Jahre zu verhindern. Das 
Sozialsystem dämpfte nicht nur die Krisenfolgen für die Be-
troffenen, sondern federte den gesamtwirtschaftlichen Kon-
junktureinbruch ab.

Als besonders wirksam erwiesen sich die »automatischen 
Stabilisatoren« des Sozialstaates: Der Rückgang der Beschäf-
tigung und der Anstieg der Arbeitslosigkeit dämpften einer-
seits die Beitragseinnahmen und lösten andererseits zusätz-
liche staatliche Ausgaben in der Arbeitslosen- und wegen 
des Anstiegs der Zahl der Frühpensionen auch in der Pen-
sionsversicherung aus. Geringeres Aufkommen an Abgaben 
und steigende Sozialtransfers ließen ein Defizit in der So-
zialversicherung und im Budget entstehen, erhöhten aber 
gleichzeitig die verfügbaren Einkommen der privaten Haus-
halte. Damit stabilisierten sie die Konsumausgaben und die 
Konjunktur. 

Die Wirkung dieser automatischen Stabilisatoren des Sozi-
alstaates ist umso höher, je stärker progressiv die Finanzierung 
des Sozialstaates und je höher die Ersatzraten der Sozialtrans-
fers. Kontinentaleuropäische Sozialstaaten wie Deutschland 
und Österreich sowie skandinavische Wohlfahrtsstaaten wie 
Dänemark und Schweden weisen deshalb eine viel stärker sta-
bilisierende Wirkung des Sozialsystems auf als die süd- und 
osteuropäischen Staaten oder die USA mit ihrem schwach 
entwickelten Sozialschutz.

Die automatischen Stabilisatoren wurden in vielen Län-
dern um diskretionäre Maßnahmen ergänzt, diese umfassten 
neben Steuersenkungen und zusätzliche öffentliche Investiti-
onen auch die Ausweitung der Sozialtransfers. Das Ausmaß 
der zusätzlichen Maßnahmen war zwischen den einzelnen 
Ländern sehr unterschiedlich, im Durchschnitt der EU be-
trug es in den Jahren 2009 und 2010 etwa 1 ¼ Prozent des 
BIP, drei Viertel des Volumens entfielen auf sozialpolitische 
Maßnahmen im weiteren Sinn, inklusive der Senkung der 
Einkommensteuern und der Ausweitung der öffentlichen 
Beschäftigung.

Die stabilisierende Wirkung des Sozialstaates geht noch 
weit über die genannten Maßnahmen hinaus, denn das So-
zialschutzsystem beeinflusst ganz wesentlich die Erwartungen 
der Menschen: Konfrontiert mit grassierender Arbeitslosig-
keit und wachsender Unsicherheit bezüglich der künftigen 
Einkommen neigen viele Haushalte in einer Krise zu einer 
Ausweitung des Sparanteils an ihrem Einkommen. Macht sich 
dieses »Angstsparen« breit, so droht eine Verschärfung der Kri-
se, denn die Folge ist ein Rückgang der Konsumausgaben, 
damit der Produktion und der Beschäftigung. Die Einkom-
menssicherung durch das Sozialversicherungssystems und die 
aktive Bekämpfung der Krise stabilisieren die Erwartungen 
und verhindern Angstsparen. Das ist vielleicht der wichtigste 
Stabilisierungsbeitrag.

Der gravierend höhere Staatseinfluss in der Bekämpfung 
der großen Rezession 2008/2009 stellt in Europa den bedeu-
tendsten Unterschied zur Depression der 1930er Jahren dar. 
Damals war der Staatsanteil an der Wirtschaft sehr gering, der 

Die Zukunft des Sozialstaates nach der Wirtschaftskrise Von Markus Marterbauer

Obwohl der Sozialstaat gerade in der Krise seine ökonomische Sinnhaftigkeit gezeigt hat, steht er angesichts europawei-
ter Kürzungsprogramme politisch unter Druck. Markus Marterbauer skizziert in seinem Beitrag nicht nur Argumente für die 
Verteidigung, er zeigt vor allem auch auf, dass der Ausbau der sozialen Sicherheit offensiv angegangen werden muss, um 
den Sozialstaat politisch absichern zu können.

Die Zukunft des Sozialstaates 
nach der Wirtschaftskrise 



Sozialstaat noch kaum entwickelt und die Bereitschaft zur ak-
tiven konjunkturpolitischen Gegensteuerung fehlte weitge-
hend. Heute beträgt der Staatsanteil an der Wirtschaftsleistung 
in der EU etwa vierzig Prozent, in den skandinavischen Län-
dern mehr als fünfzig Prozent; die Sozialausgaben erreichen 
in der EU 26 Prozent des BIP, in Österreich 28 Prozent und in 
Schweden dreißig Prozent. Der europäische Sozialstaat hat in 
der Wirtschaftskrise – trotz der enormen Unterschiede zwi-
schen den Ländern –  nicht nur die soziale und wirtschaftliche 
Lage der Menschen stabilisiert, sondern auch einen noch tie-
feren Einbruch der Konjunktur verhindert.

2. Die Werte des Sozialstaates verteidigen
Trotz dieser unbestreitbaren Meriten wird der Sozialstaat in 
Folge der Krise aus zwei Gründen erheblich unter Druck kom-
men. Erstens, bedeuten der Rückgang von Beschäftigung und 
Einkommen und die Kosten von Arbeitslosigkeit und Früh-
pensionierungen in der Krise eine erhebliche langfristige finan-
zielle Belastung für das soziale Sicherungssystem. Im Jahr 2011 
werden die Einnahmen der Sozialversicherung aufgrund der 
Krise in Österreich um mehr als 3 Mrd. Euro niedriger liegen.

Zweitens bilden die hohe Arbeitslosigkeit und die um-
fangreichen Defizite in der Sozialversicherung politische 
Rahmenbedingungen, in denen Sozialschmarotzerdebatten 
geschürt werden und Versuche rege gedeihen, den Sozialstaat 
zurückzudrängen. Schon im Zuge der Debatte um die Bud-
getkonsolidierung nach der Krise ist der Sozialstaat als Ziel 
umfangreicher Milliardenkürzungen ins Spiel gebracht wor-
den: Das Gesundheitssystem wurde als Fass ohne Boden dar-
gestellt, im öffentlichen Pensionssystem werden Einsparungs-
möglichkeiten in Milliardenhöhe gesehen. Diese Debatte 
wird sich weiter verschärfen. Wir stehen trotz einer Relation 
der Zahl der gemeldeten Arbeitslosen zu jener offener Stel-
len von 10 zu 1 vor einem Wiederaufflammen der Unter-
stellung, die Arbeitslosen wollten generell gar nicht arbeiten. 
Die Verpflichtung für die Bezieher von Mindestsicherung, 
eine schlecht bezahlte »gemeinnützige« Arbeit anzunehmen, 

geistern ebenso wieder durch die Medien wie eine intensive 
Debatte um die Generationengerechtigkeit: Die hohen Staats-
schulden seinen eine untragbare Belastung für die Enkelgene-
ration und das öffentliche Pensionssystem sei unfinanzierbar. 
Vor allem der Umbau des öffentlichen Pensionssystems in eine 
Mindestsicherung im Alter und die Ergänzung um eine geför-
derte private Pensionsvorsorge – eine alte Forderung der Neo-
liberalen – wird neuerlich auf das politische Tapet kommen.

Der Sozialstaat ist es wert, gegen diese Angriffe vehement 
verteidigt zu werden. Es gibt zwei vernünftige Möglichkeiten, 
zu reagieren. Zum ersten, die defensive Antwort: Mit ihr wird 
die wichtige Rolle des Sozialstaates in der wirtschaftlichen 
und sozialen Absicherung der Krisenopfer und in der um-
fassenden Bereitstellung von Sicherheit für die »kleinen Leu-
te« betont. Der traditionelle Sozialstaat hat sich in der Krise 
gut bewährt. Der britische Historiker und Intellektuelle Tony 
Judt hat im letzten Buch vor seinem Tod »Ill fares the land« 
darauf hingewiesen, wie wichtig es ist, diese Verdienste des 
Sozialstaates bei der Abwehr der neoliberalen Bemühungen 
um seinen Abbau in den Vordergrund zu stellen. 

Judt betont, dass wir vor einem neuen Zeitalter der Angst 
und Unsicherheit stehen: Sie sind eine Folge des enormen 
Tempos der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Verände-
rungen, der Probleme des Klimawandels und des Finanzsys-
tems, der Angst vor Jobverlust und sozialem Abstieg. Beson-
ders die Sozialdemokratie, so Judt, habe in diesem Umfeld 
große politische Chancen, denn sie verfüge über ein Instru-
ment zur Eindämmung von Unsicherheit und Angst: den So-
zialstaat. Die Linke müsse sich deshalb darauf konzentrieren, 
die sozialen Errungenschaften zu verteidigen und zu bewah-
ren. Dabei müsse sie in der politischen Debatte mit Vehe-
menz die Frage stellen, welche Gesellschaft wünschenswert sei 
und dabei die Idee der Gleichheit wieder in den Mittelpunkt 
rücken.1 Der Sozialstaat sichert die kleinen Leute gegen die 
wirtschaftlichen und sozialen Risken ab, von Arbeitslosigkeit 
über Krankheit und Arbeitsunfähigkeit bis zum Alter. Damit 

 ZUKUNFT | 17 

1   Judt Tony, Ill fares the land, Allen Lane, London 2010.
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bietet er ihnen Sicherheit. Die Leistungen des Wohlfahrtsstaa-
tes gehen aber darüber hinaus. Er bietet auch Perspektiven 
und Hoffnung, zum Beispiel in dem er den Kindern gute 
Ausbildung und Aufstiegschancen gibt. Der Sozialstaat ist ein 
Schritt zur Waffengleichheit mit den Reichen. Ihnen gibt ihr 
Vermögen Sicherheit gegen die Risken des Lebens. Ein guter 
Sozialstaat kann den kleinen Leuten das sein, was den Rei-
chen ihr Vermögen ist. 

Vom Sozialstaat kontinentaleuropäischen und skandinavi-
schen Typs profitieren im Wesentlichen alle Leute. Er bietet 
ihnen eine Versicherung für Perioden, in denen kein hohes 
Erwerbseinkommen bezogen werden kann. Die Beiträge für 
diese Versicherung zahlen sie in Lebensphasen, in denen sie 
Erwerbseinkommen erzielen. 

Der Sozialstaat verteilt Einkommen von den derzeit Be-
schäftigten zu den Pensionisten, von den Beschäftigten zu 
den Arbeitslosen, von den Gesunden zu den Kranken, von 
den Haushalten ohne Kinder zu jenen mit Kindern. Da-
durch profitieren alle Menschen vom Sozialstaat, aber eben 
zu unterschiedlichen Zeitpunkten während ihres Lebens: Der 
Mittelschicht leistet das öffentliche Pensionssystem eine gute 
Absicherung im Alter, die breite Bevölkerung hat Zugang zur 
Spitzenmedizin, auch reiche Witwen und Yuppies profitieren 
von Heimhilfen und Kindergärten. Vor allem entsprechen die 
guten sozialstaatlichen Leistungen den Interessen der Frauen. 
Dadurch unterstützt eine breite Mehrheit der Bevölkerung 
den Sozialstaat. 

Als Folge der beschriebenen horizontalen Verteilungswir-
kungen zwischen Phasen der Erwerbstätigkeit und Lebens-
phasen ohne Erwerbseinkommen entstehen auch vertikal Ver-
teilungseffekte, von oben nach unten: Die Gesundheits- und 
Bildungsleistungen, die Familienbeihilfen und Arbeitslosen-
gelder machen zeitpunktbezogen gemessen am Einkommen in 
den unteren Einkommensgruppen viel mehr aus als in den obe-
ren.2 Die in Anspruch genommenen staatlichen Gesundheits-

leistungen betragen im unteren Einkommensdrittel der Haus-
halte fast vierzig Prozent des Einkommens, im oberen Drittel 
hingegen nur acht Prozent. Das hat nur zum kleinen Teil damit 
zu tun, dass Ärmere öfter krank werden, sondern primär damit, 
dass die gleichen Leistungen gemessen am Einkommen unten 
viel und oben wenig ausmachen. Ähnlich bei den öffentlichen 
Bildungsleistungen: Sie betragen im unteren Drittel 16 Prozent 
des Einkommens, im oberen nur zwei Prozent.

Die staatlichen Familienleistungen von der Kinderbeihilfe 
über das Karenzgeld bis zum Kindergarten machen im unteren 
Drittel aller Haushalte zwölf Prozent des Einkommens aus, im 
oberen ein Prozent. Betrachtet man nur Haushalte mit Kin-
dern, so betragen die Familienleistungen im unteren Drittel 
mehr als vierzig Prozent des Haushaltseinkommens. Die Ar-
beitslosengelder bessern das Haushaltseinkommen im unteren 
Drittel um zwölf Prozent auf, hingegen spielen sie im oberen 
Drittel keine Rolle. Die Sachleistungen und Geldleistungen 
des Sozialstaates sind im Prinzip für alle gleich. Doch gemes-
sen an der sozialen Lage profitieren vor allem die unteren und 
mittleren Gruppen. Sie könnten sich ein Gesundheits- und 
Bildungssystem dieser Qualität nicht leisten, müssten sie die 
Inanspruchnahme privat finanzieren.

Der Sozialstaat leistet für die Menschen sehr viel. Er ver-
pflichtet alle Beschäftigten, in Zeiten der aktiven Erwerbstä-
tigkeit in ein solidarisches Versicherungssystem einzuzahlen 
und ermöglicht in Zeiten ohne Erwerbstätigkeit, eine soziale 
Absicherung aus dem System zu beziehen. Er lässt die klei-
nen Leute von Bildungs- und Gesundheitsleistungen profitie-
ren, von denen sie sonst nur träumen könnten. Tony Judt hat 
recht: Der Sozialstaat ist es wert, verteidigt zu werden. In die-
sem Sinn sollen die Verteidiger des Sozialstaates konservativ 
sein. Es gilt etwas zu bewahren. (Siehe Übersicht 1, Seite 19)

3. Herausforderungen für den Sozialstaat
Doch auf den Sozialstaat traditionellen Typs warten große 
Herausforderungen, die ihn vor allem finanziell erheblich un-

2  Guger Alois (Projektleitung) u.a., Umverteilung durch den Staat in Österreich, 
WIFO-Studie, Wien, 2009; Guger Alois, Marterbauer Markus, Umverteilung 
durch den Staat, WIFO-Monatsberichte 11/2009.

3  Esping-Andersen Gosta, The Incomplete Revolution. Adapting to Women’ s 
New Roles, Polity Press, Cambridge 2009, S. 162.
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ter Druck bringen und politisch gefährden können. Die am 
öftesten genannte Herausforderung besteht in der demogra-
phischen Verschiebung. Im Jahr 2010 standen den 1,475 Milli-
onen Personen, die 65 Jahre und älter waren, 5,178 Millionen 
Personen im Haupterwerbsalter von zwanzig bis 64 Jahren 
gegenüber. Auf eine Person im Pensionsalter kamen somit 3 ½ 
Personen im erwerbsfähigen Alter. Diese Relation wird sich 
in den nächsten Jahrzehnten merklich verringern. Zwar geht 
die Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter kaum zurück, doch 
jene, die älter als 65 Jahre ist verdoppelt sich nahezu. Im Jahr 
2030 werden auf einen Pensionisten knapp 2 ½ Personen im 
erwerbsfähigen Alter kommen, für das Jahr 2050 erwartet die 
Hauptvariante der Bevölkerungsprognose von Statistik Austria 
eine Relation von knapp unter 2. (Siehe Abbildung 1, Seite 23)

Die Alterung der Bevölkerung bringt Belastungen für die 
Finanzierbarkeit des öffentlichen Pensionssystems mit sich, 
bedeutet allerdings sicherlich nicht – wie in der öffentlichen 
Debatte schon fast als Faktum angenommen – seine Unfinan-
zierbarkeit. Denn entscheidend ist nicht das Verhältnis der 
Zahl der Erwerbstätigen zu jener der Pensionisten, sondern 
die Höhe des Einkommens, das die Erwerbstätigen produzie-
ren. Dieses Einkommen bestimmt den Lebensstandard der ge-
samten Bevölkerung, der Erwerbstätigen, der Kinder und der 
Personen im Ruhestand. 

Eine Politik, die sich die Finanzierbarkeit des Pensionssys-
tems zum Ziel setzt, muss deshalb als erstes überlegen, wie sie 
die künftigen Einkommen erhöhen kann. Oder wie der dä-
nische Soziologe Gosta Esping-Andersen sagt: »Retirement Re-
form must begin with babies.« Eine erfolgreiche Pensionspolitik 
beginnt damit, dass man mehr in das Bildungssystem investiert 
und dort beginnt, wo das die höchsten Erträge abwirft: Im 
Ausbau der Kindergärten, um die Fähigkeiten und Chancen 
der Kleinkinder zu verbessern. Dies hat viele positive Folgen, 
vor allem gesellschaftliche und soziale, aber auch wirtschaft-
liche: unmittelbar steigen die Erwerbsquoten von Frauen, 
damit auch kurzfristig deren Beiträge zur Finanzierung des 

Sozialsystems, langfristig stiegen auch die Einkommen der 
Kinder.3

In zweiter Linie widmet sich eine vernünftige Pensions-
reform einer Veränderung der Parameter des Pensionssys-
tems im engeren Sinn. Den wichtigsten Ansatzpunkt bildet 
ein späterer Pensionsantritt, denn dieser hat unter finanziel-
len Gesichtspunkten zwei Vorteile: längere Einzahlungs- und 
kürzere Auszahlungszeiten. Eine Anhebung des gesetzlichen 
Rentenalters bringt allerdings wenig, wenn nicht in mehre-
ren anderen Bereichen Voraussetzungen und Anreize dafür 
geschaffen werden, dass sich auch das faktische Antrittsalter 
erhöht. Das betrifft das Gesundheitssystem, das über verstärkte 
Vorsorge längere Arbeitszeiten erst möglich macht, die Ver-
besserung der Arbeitsbedingungen auf dem Arbeitsplatz, das 
Lohnsystem, das über flachere Gehaltskurven Ältere auf dem 
Arbeitsmarkt nicht zu teuer macht, oder das Pensionssystem 
selbst, das durch Modelle der Altersteilzeit den Übergang von 
Erwerbstätigkeit zum Ruhestand vernünftig gestaltet. 

Selbst wenn diese Voraussetzungen erfüllt sind, kann eine 
Anhebung des Pensionsantrittsalters enorme Ungerechtig-
keiten mit sich bringen, weil Menschen unterschiedlicher 
sozialer Schichten sehr unterschiedliche Lebenserwartungen 
haben. Idealerweise sollte deshalb erstens das Antrittsalter 
nach Lebenserwartung differenziert werden: Akademiker in 
Verwaltungsberufen müssten dann deutlich länger arbeiten als 
Bauarbeiter oder Pflegekräfte. Und zweitens sollte die Finan-
zierung progressiver gemacht werden. Derzeit zahlen alle ge-
messen an ihrem Einkommen gleich viel in die Pensionsver-
sicherung ein, doch die Besserverdiener beziehen viel länger 
Pensionen. Deshalb müsste die Finanzierungsbasis, die derzeit 
primär von Löhnen und Gehältern gebildet wird, verbreitert 
werden.

Damit ist die neben der demographischen Entwicklung 
zweite große Herausforderung für den Sozialstaat angespro-
chen: die zunehmende Ungleichheit in der Verteilung. Ein 

Übersicht 1: Umverteilung durch Staatsausgaben
Inanspruchnahme von staatlichen Leistungen durch Nicht-Selbständigenhaus-
halte gemessen am Bruttoäquivalenzmarkteinkommen (2005)

Einkommensdrittel	 oberes	 mittleres	 unteres

Gesundheit u. Pflege	 39,7	 16,8	 8,1

Bildung	 16,6	 7,3	 2,3

Familienleistungen	 12,1	 4,3	 1,2

Arbeitslosengeld u. ä.	 12,6	 0,6	 0,1

Q: Guger et al, Umverteilung durch den Staat in Österreich, WIFO-Studie (2009).
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Sozialstaat, der wie der österreichische wesentlich darauf auf-
baut, den Lebensstandard im Fall von Alter, Krankheit und 
Arbeitslosigkeit zu sichern, gerät in Probleme, wenn der Le-
bensstandard der Besserverdiener immer rascher als jener der 
kleinen Leute wächst, denn dann perpetuiert er Ungleichheit. 
Der Sozialstaat der Zukunft muss besser nach unten absichern.

Die dritte Herausforderung resultiert aus den Verände-
rungen in den Familienstrukturen. Die wachsenden Schei-
dungsraten, die Zunahme der Ein-Eltern-Familien und die 
zunehmende Erwerbstätigkeit von Frauen ändern das Gesicht 
der Gesellschaft und die Anforderungen an den Sozialstaat. 
Wenn der Sozialstaat sich überwiegend der Sicherung der 
Einkommen widmet und wenig Dienstleistungen wie Kin-
derbetreuung oder Pflege bereit stellt, weil diese traditionell 
ohnehin in der Familie geboten worden waren, dann erfüllt 
er nicht mehr die Anforderungen der Gesellschaft. Der So-
zialstaat der Zukunft orientiert sich am skandinavischen Mo-
dell, er legt seinen Schwerpunkt auf die Bereitstellung sozialer 
Dienstleistungen.

4. Die offensive Antwort: Den Sozialstaat ausbauen
Tony Judt hat darauf hingewiesen, wie wichtig es angesichts 
der großen Verdienste des Sozialstaates ist, ihn zu verteidigen. 
Doch gleichzeitig kann man politisch nicht mit ausschließlich 
mit einem Verweis auf die Erfolge des 20. Jahrhunderts reüs-
sieren. Die Verfechter des Sozialstaates brauchen auch offensi-
ve Antworten auf die neoliberalen Angriffe.

Diese offensiven Antworten bestehen in Forderungen und 
Konzepten zum Ausbau und Umbau des Sozialstaates. Im ös-
terreichischen Sozialstaat besteht der wichtigste Ansatzpunkt 
in der Ausweitung des Angebots an sozialen Dienstleistungen, 
die überwiegend auf kommunaler Ebene erbracht werden. 
Der größte Bedarf besteht in drei Bereichen: Kindergärten, 
Ganztagsschulen und Pflege.4 Der flächendeckende Ausbau 
von Kindergärten stellt unmittelbar vielleicht die wichtigste 
Aufgabe dar. Besonderer Bedarf besteht nach wie vor beim 

Ausbau der Betreuungskapazitäten für die 2- bis 3-jährigen 
Kinder. Die EU setzt den Mitgliedsländern das Ziel, Betreu-
ungsplätze für ein Drittel der Kinder im Alter von unter drei 
Jahren bereitzustellen, für seine Erreichung fehlen in Öster-
reich mindestens 30.000 Plätze. Wollte man den Versorgungs-
grad Dänemarks und Schwedens erreichen, so wären 80.000 
zusätzliche Plätze notwendig. Bei der Betreuung der 3- bis 
5-jährigen Kinder liegt das Ziel bei neunzig Prozent. Das er-
reicht Österreich, im Vergleich mit den skandinavischen Län-
dern besteht aber erheblicher Bedarf in der Verbesserung der 
Qualität: Das betrifft die Öffnungszeiten, die standardmäßig 
ganztägig sein müssen, die Gruppengröße, die unter pädago-
gischen Gesichtspunkten sinken soll, und das Ausbildungsmo-
dell des Betreuungspersonals, das nach skandinavischem Vor-
bild auf universitäres Niveau gehoben werden müsste.

Bei diesen Reformen geht es nur zum Teil ums Geld, 
primär aber um die Struktur der Ausgaben. Österreich gibt 
pro Jahr acht Milliarden Euro für Familienleistungen aus. Das 
sind wie in Deutschland knapp drei Prozent des BIP und fast 
gleich viel wie in Schweden, nur Dänemark wendet noch 
mehr Mittel auf. Bei uns gehen allerdings achtzig Prozent der 
Mittel in Geldleistungen, von Kinderbeihilfen, über Steuerab-
setzbeträge bis zum Kinderbetreuungsgeld, nur ein Fünftel in 
Sachleistungen wie Kindergärten. In Schweden fließt jeweils 
die Hälfte der Aufwendungen in Geld- und Sachleistungen, 
in Dänemark überwiegen sogar die Sachleistungen.

Geldleistungen stellen einen wichtigen Bestandteil des 
Haushaltsbudgets der Familien dar, besonders im unteren 
Einkommensbereich. Generelle, nicht einkommensabhängige 
und halbwegs großzügige Kinderbeihilfen bilden ein unver-
zichtbares Element des Sozialstaates. Doch von Sachleistungen 
profitieren die unteren sozialen Schichten noch mehr und sie 
sind entscheidend für die Verbesserung des gesellschaftlichen 
Zusammenhalts. Der Kindergartenbesuch ermöglicht Kin-
dern aus sozial benachteiligten Schichten, das spielend leichte 
Aufholen, in den Bereich, wo sie zurückliegen, etwa in der 

4  Bock-Schappelwein Julia, Eppel Rainer, Mühlberger Ulrike, Sozialpolitik 
als Produktivkraft, WIFO-Monatsberichte 11/2009.
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Sprachkompetenz. Der Ausbau der Krippen- und Kindergar-
tenplätze ist eine Investition in die sozialen, emotionalen und 
kognitiven Fähigkeiten der Kinder. Jene, die diese Fähigkeiten 
im Kindergarten erworben haben, tun sich auch in der Schule 
viel leichter. 

Soziale Vererbung, gemessen etwa an der Korrelation der 
Einkommen der Eltern mit jenem der Kinder, liegt in Län-
dern mit schlechtem Zugang zu Kindergärten wie den USA 
drei Mal so hoch wie in den skandinavischen Staaten. Ein 
Betreuungsplatz ermöglicht der Mutter die Aufnahme einer 
Erwerbstätigkeit, damit eine viel stärkere Ausweitung des Fa-
milienbudgets als das staatliche Beihilfen könnten. Eine gute 
Versorgung mit Kindergärten und die damit ermöglichte Er-
werbstätigkeit ist wahrscheinlich der wichtigste Grund dafür, 
dass die Armutsgefährdung von Ein-Eltern-Haushalten in 
Schweden bei nur 13 Prozent liegt, in Österreich hingegen 
bei 27 Prozent, in Deutschland bei 38 Prozent und in den 
USA bei fünfzig Prozent.5 Der Besuch eines Kindergartens 
bedeutet nicht nur unmittelbar höheres Einkommen für die 
Mutter, sondern langfristig auch höheres Einkommen für das 
Kind. Aus diesem Grund ist er auch ein Positiv-Summen-
Spiel für das Staatsbudget.

Ganz ähnlich liegen die Probleme und Lösungen im 
Schulbereich. Im Vergleich mit den skandinavischen Län-
der liegt Österreich beim Angebot an Ganztagsschulen und 
Nachmittagsbetreuung besonders weit zurück: Es fehlen etwa 
500.000 Plätze. Das geht vor allem zu Lasten der Kinder aus 
bildungsfernen Schichten. Höhere Investitionen in Kinder-
gärten und Schulen bilden wichtige Beiträge für die Wieder-
erringung der Chancengleichheit für Kinder aus unterschied-
lichen sozialen Schichten. (Siehe Abbildung 2, Seite 23)

Eine immer dringendere Aufgabe des Sozialstaates ist die 
Bereitstellung eines sozialen Pflegesystems. Will man verhin-
dern, dass im Alter die Reichen sich gute Versorgung mit 
Dienstleistungen leisten können, während die Armen dahin 

siechen, dann muss ein Anspruch auf öffentliche Dienstleis-
tungen guter Qualität etabliert werden. Hier sind die skandi-
navischen Länder deutlich weiter als wir. Schweden und Dä-
nemark geben für Invalidität und Pflege mehr als vier Prozent 
ihres BIP aus. In Österreich und Deutschland steht dafür nur 
die Hälfte zur Verfügung. Die Aufwendungen für Geldleistun-
gen, sei es für Invaliditätsrenten oder Pflegegeld, sind überall 
hoch.  Die großen Unterschiede zwischen den Ländern be-
stehen bei den Sachleistungen. Schweden gibt fast die Hälfte 
seiner Mittel, mehr als zwei Prozent des BIP, für die Kosten 
von Pflegeheimen und kommunale Haushaltshilfen (vom Es-
sen auf Rädern bis zur Heimhilfe) auf. In Österreich stehen 
wie in Deutschland dafür ein Fünftel der Aufwendungen und 
weniger als ein halbes Prozent des BIP zur Verfügung.

Bei der Bereitstellung von Sachleistungen besteht enormer 
Nachholbedarf. Es gibt viele Verfechter von Marktlösungen 
für diese Herausforderung: Die Menschen sollen während des 
Erwerbslebens individuell oder über ihren Arbeitgeber in pri-
vate Versicherungen einzahlen, um im Alter eine Vorsorge für 
den Fall der Pflegebedürftigkeit zu haben. Die Versicherungs-
beiträge sollen steuerlich absetzbar sein. Abgesehen von den 
schlechten Erfahrungen, die man mit den geringen Erträgen 
und den hohen Verwaltungskosten privater Pensionsvorsorge 
gemacht hat, sprechen vor allem verteilungspolitische Gründe 
gegen die Übertragung dieses Prinzips auf den Pflegebereich, 
denn sonst droht eine Ausweitung der sozialen Unterschiede 
im Alter zwischen denen, die es sich leisten konnten, während 
der Erwerbstätigkeit viel in die Versicherung einzuzahlen und 
denen, die dazu nicht imstande waren. 

Viel vernünftiger ist der Aufbau eines öffentlichen Pfleg-
systems, das über Steuern finanziert wird und möglichst rasch 
den Leistungskatalog ausweitet.  Besonders schnell sollte in 
Österreich der Ausbau der verschiedenen Heimhilfe erfolgen. 
Die Menschen sollen so lange wie möglich zu Hause betreut 
werden, erstens weil sie das wollen und zweitens weil es viel 
billiger ist, als die Aufnahme in ein Pflegeheim. Esping-An-

5  Esping-Andersen Gosta, The Incomplete Revolution. Adapting to Women’ s 
New Roles, Polity Press, Cambridge 2009, S. 119. 
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dersen zitiert Untersuchungen für Dänemark, die zeigen, dass 
Heimhilfe, selbst bei täglichem Besuch der Klienten nur ein 
Drittel eines Pflegeplatzes kostet. Gibt es auf der anderen Seite 
zu wenig Pflegeplätze, dann werden die Pflegebedürftigen in 
die Krankenhäuser abgeschoben, wo die Kosten doppelt so 
hoch sind.6 In Österreich benötigen wir beides, einen raschen 
Ausbau der Heimhilfe und eine starke Ausweitung der Zahl 
der Plätze in Pflegeheimen. (Siehe Abbildung 3, Seite 23)

 
Emanzipatorische Politik durch den Ausbau sozialer 

Dienstleistungen stellt eine soziale Investitionsstrategie dar:7

•  Sie setzt auf Investitionen in die emotionalen, sozialen und 
kognitiven Fähigkeiten der Kinder. Damit verbessert sie vor 
allem die Chancengleichheit jener Kinder, die aus sozial be-
nachteiligten Schichten kommen. Sie hat langfristig positive 
Effekte auf das Einkommen und die Beschäftigungssicherheit.
•  Sie tätigt Investitionen in die Erwerbstätigkeit der Frauen 
und sichert damit auch ihre eigenständige soziale Absicherung.
•  Sie bildet Investitionen gegen Armut in Ein-Eltern-Famili-
en und im Alter.
•  Sie investiert in Beschäftigung: Erreicht Österreich das 
Betreuungsangebot Dänemarks oder Schwedens im Bereich 
Kinderbetreuung und Pflege, so entstehen dadurch mindes-
tens 150.000 zusätzliche Arbeitsplätze.

5. Die Vorbilder: Dänemark und Schweden
In internationalen Diskussionen über die Entwicklung des 
Sozialstaates werden die skandinavischen Länder immer wie-
der als Vorbilder genannt. Zu Recht, Probleme bestehen aller-
dings auch dort, etwa in Form relativ hoher Arbeitslosigkeit, 
vor allem unter Jugendlichen. Folgende Gemeinsamkeiten 
prägen den schwedischen und den dänischen Wohlfahrtsstaat:
•  Umfangreiche soziale Dienstleistungen hoher Qualität bei 
Krippen, Kindergärten, Ganztagsschulen, Heimhilfe und 
Pflegeeinrichtungen
•  Aktive Arbeitsmarktpolitik durch ein effizientes System der 
Vermittlung, ein umfangreiches Angebot an Qualifizierungs- 
und Trainingsmaßnahmen für Arbeitslose und hohe Ersatzra-

ten in der Arbeitslosigkeit
•  Frauenfreundliche Politik durch Recht auf Elternteilzeit, 
hohe Ersatzraten bei Elternkarenz und eine Vollausstattung 
mit Kindergärten und Ganztagsschulen
•  Hohe staatliche Ausgaben im Ausbildungssystem und in der 
Weiterbildung
•  Hoher Anteil von Steuern in der Finanzierung des Sozial-
staates und hohe Abgabenquoten
•  Hoher Gewerkschaftseinfluss mit aktivem Einsatz für die 
Interessen von Frauen
•  Hohe Innovationsbereitschaft

6. Politische Absicherung des Sozialstaates
Der Ausbau sozialer Dienstleistungen ist nur möglich, wenn 
er die politische Unterstützung der Bevölkerung hat. Zwei 
Voraussetzungen erscheinen dafür grundlegend:

Erstens, die Dienstleistungen müssen eine hohe Qualität 
haben und ihre Erbringung muss bürgerorientiert erfolgen. 
Die betroffenen Menschen müssen täglich erfahren, dass sie 
Kunden sind, für die man sich um die  bestmögliche Versor-
gung bemüht, und nicht Bittsteller, denen man mürrisch eine 
Leistung gewährt. Eine gute Ausbildung, laufende Weiterbil-
dung, gute Arbeitsbedingungen für die Betreuungspersonen 
sowie laufendes Qualitätsmanagement und gut entwickelte 
Anreizsysteme bilden dafür wichtige Determinanten.

Ist diese erste Voraussetzung erreicht, so ist ein wesentli-
cher Schritt in der Bewältigung der zweiten grundlegenden 
Voraussetzung für den Ausbau sozialer Dienstleistungen er-
reicht: Die Bürger müssen bereit sein, die zusätzlichen Leis-
tungen zu finanzieren. Bei der Finanzierung der sozialen 
Investitionsstrategie bieten sich drei Wege an: Erstens, der 
Selbstfinanzierungsgrad beim Ausbau sozialer Dienstleistun-
gen ist hoch, er beträgt kurzfristig etwa 50  % und langfristig 
deutlich mehr. Zweitens, ein Teil der Kosten kann durch die 
Umschichtung von Geldleistungen zu Sachleistungen finan-
ziert werden; Potential besteht etwa bei Familienleistungen, 

6  Esping-Andersen Gosta, The Incomplete Revolution. Adapting to Women’s 
New Roles, Polity Press, Cambridge 2009, S.98. 

7  Morel Nathalie, Palier Bruno, Palme Joakim (eds), What Future  
for Social Investment?, Institute for Future Studies, Research Report, 2009.

8  Guger Alois, Knittler Käthe, Marterbauer Markus, Schratzen-
staller Margit, Walterskirchen Ewald, Analyse alternativer Finan-
zierungsformen der sozialen Sicherungssysteme, in: Bundesministerium für 
soziale Sicherheit und Generationen, Bericht über die soziale Lage,  
Wien 2009.
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zum Beispiel bei der steuerlichen Familienförderung: Der 
Alleinverdienerabsetzbetrag könnte gänzlich gestrichen, die 
steuerliche Absetzbarkeit von Kinderbetreuungsleistungen 
wieder abgeschafft werden.

Drittens, ein Teil müsste durch höhere Steuern finanziert 
werden. In Dänemark und Schweden ist die Abgabenbelas-
tung deutlich höher als in Österreich, auch für die Mittel-
schicht. Die Menschen akzeptieren diese höhere Belastung, 
weil sie im Gegenzug dafür Dienstleistungen hoher Quali-
tät bekommen. Die meisten dieser Dienstleistungen werden 
auf kommunaler Ebene erbracht, deshalb ist es sinnvoll, die 
Einnahmen der Gemeinden zu erhöhen. Unmittelbar bietet 
sich dafür die Grundsteuer an: Das Immobilienvermögen ist 
in Österreich sehr ungleich verteilt, das Steueraufkommen ist 
sehr niedrig, die Mittel fließen direkt an die Gemeinden. Die 
Zweckbindung einer deutlichen Erhöhung des Aufkommens 
für den Ausbau von Kindergärten und Pflegeeinrichtungen 
könnte eine politisch sehr erfolgreiche Strategie darstellen.

Generell ist angesichts der Kosten einer sozialen Inves-
titionsstrategie und der relativ hohen Belastung des Faktors 
Arbeit mit Sozialversicherungsbeiträgen eine stärkere Finan-
zierung des Sozialstaates aus allgemeinen Steuermitteln sinn-
voll.8 Eine Politik, die eine regelmäßige »Entlastung« der Bür-
ger durch Steuersenkungen verfolgt, läuft der Verbesserung 
des Sozialstaates zuwider. Hier könnten auch die Grundlagen 
für einen zu entwickelnden europäischen Wohlfahrtsstaat ge-
legt werden: Nicht in dem rasch einheitliche soziale Siche-
rungssysteme geschaffen werden, sondern indem der Steu-
ersenkungswettlauf, der die Finanzierbarkeit des Sozialstaates 
allerorts untergräbt, durch Mindestsätze bei Unternehmens-
steuern und Kapitalerträgen verhindert wird.

Markus Marterbauer  
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Abbildung 1: Bevölkerungsentwicklung bis 2050 (In 1.000 Personen)

Q: Guger et al, Umverteilung durch den Staat in Österreich, WIFO-Studie (2009).

Q: Eurostat (ESSOSS).

Q: Eurostat (ESSOSS).

Abbildung 2: Familienleistungen (In  % des BIP, 2007)

Abbildung 3: Ausgaben für Invalidität und Gebrechen (In  % des BIP, 2007)
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efragt, wie wir uns als Gewerkschaft die Zukunft 
vorstellen und welche Visionen wir haben, wird 
mir immer wieder bewusst, dass es sehr schwie-
rig ist, wirklich Neues zu formulieren. Denn die 

Themen, die uns am meisten am Herzen liegen, sind wahrlich 
zeitlos und das zu Recht. Seit die ersten GewerkschafterIn-
nen den Kampf um mehr Gerechtigkeit aufgenommen ha-
ben, geht es um die gerechte Verteilung von Ressourcen, von 
Einkommen und Arbeitszeit, um Bildungschancen und um 
soziale Sicherheit. 

Das soll natürlich nicht heißen, dass es in diesen wichtigen 
Punkten in den letzten 100 Jahren keine Weiterentwicklung 
gegeben hätte. Damit würde ich unsere eigenen hart erkämpf-
ten gewerkschaftlichen Errungenschaften schmälern. Auch 
die Lebens- und Arbeitssituation der ArbeitnehmerInnen hat 
sich natürlich vollkommen verändert. Gleich geblieben sind 
allerdings die gesellschaftlichen Interessengegensätze. Arbeit-
nehmerInnen werden mit neuen innovativen Methoden wie 
All-In-Verträgen und Zielvereinbarungen ausgebeutet. Und 
während die einen Vermögen in unvorstellbarer Höhe an-
häufen, gibt es eine wachsende Zahl von Menschen, die trotz 
Arbeit arm sind.  

Ein Jahr ist es her, dass wir daher das alt-neue Thema fair-
teilen zum zentralen Motto unserer gewerkschaftlichen Ar-
beit im ÖGB und in den Gewerkschaften gemacht haben. 
Unter dem Aspekt fairteilen haben wir im vergangenen Jahr 
um gerechte Einkommen, faire Steuern und die Absicherung 
unseres Sozialstaats in der Krise gekämpft. Mit dem Prinzip 
fairteilen haben wir auch die Budgetbegleitgesetze der Bun-

desregierung beurteilt und in einigen Punkten scharf kriti-
siert. Unter dem Motto fairteilen haben wir auch eine ge-
rechtere Verteilung von Arbeitszeit und damit verbunden eine 
substanzielle Verkürzung der Arbeitszeit gefordert. Damit sind 
für mich nicht nur die Schwerpunkte des vergangenen Jahres, 
sondern auch die drei wichtigsten Visionen für die Zukunft 
umrissen. 

Dazu gehört zunächst die Frage der Einkommen. Es ist 
eine Schande, dass es im Jahr 2010 in einem der reichsten Län-
der der Welt immer noch Menschen gibt, die von ihrem Ein-
kommen nicht leben können. Es ist traurig, dass der Begriff 
Leistung in unserer Gesellschaft unhinterfragt mit der Höhe 
des Einkommens gleichgesetzt wird. In dieser Logik müss-
te ein Manager, der 48 Mal so viel verdient wie die durch-
schnittlichen ArbeitnehmerInnen im selben Betrieb, auch 48 
Mal soviel leisten. Das ist völlig absurd, denn kein Mensch 
kann 48 Mal soviel leisten wie ein anderer. Der gesellschaft-
liche Mehrwert einer Tätigkeit wird bei so einer Leistungs-
definition völlig außer Acht gelassen. Genau jene Menschen, 
die besonders nützliche und wichtige Tätigkeiten in unserer 
Gesellschaft verrichten – die Beschäftigten im Sozialbereich 
–, verdienen geradezu beschämend wenig. Auch die Beschäf-
tigten im Handel, einer Branche, die von der Wirtschaftskrise 
völlig unangetastet blieb und auf ein absolutes Spitzenergebnis 
im Weihnachtsgeschäft zusteuert, müssen sich im Vergleich 
zum wirtschaftlichen Erfolg ihrer Arbeitgeber mit ein paar 
Brosamen abspeisen lassen. Hier ist neben einer gerechteren 
Abgeltung des erwirtschaften finanziellen Erfolgs von Unter-
nehmen eine grundlegende Neubewertung des gesellschaftli-
chen Werts von Arbeit notwendig. 

G
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Anlässlich des Gewerkschaftstages der GPA-djp ließ ihr Vorsitzender wiederholt mit vehementen Forderungen nach 
Arbeitszeitverkürzung, höheren Einkommen und längerem Urlaub aufhorchen. In seinem Zukunft-Beitrag führt er aus, 
mit welchen offensiven Maßnahmen die Arbeitswelt wieder im Sinne der ArbeitnehmerInnen gestaltet werden kann, warum 
Gewerkschaften Visionen brauchen und weshalb sie sich dabei auf ihre Wurzeln besinnen sollen.

Warum Gewerkschaften  
Visionen brauchen 



Der zweite wichtige Aspekt ist die Verteilungsgerechtig-
keit. Ich würde gerne denen glauben, die seit Monaten ver-
künden, dass die Krise bereits vorbei und überwunden sei, 
dass wir nur unser Budget sanieren müssten und schon sei-
en alle Probleme gelöst. Leider gelingt mir das einfach nicht, 
denn dazu müsste ich meine Augen verschließen vor der him-
melschreienden Ungerechtigkeit bei der Vermögensvertei-
lung, die in der Krise eher größer als kleiner geworden ist und 
die noch nicht einmal im Ansatz angegangen wurde. Zudem 
müsste ich meine Augen verschließen vor dem, was außerhalb 
unserer Staatsgrenzen passiert. 

Wenn Länder wie Griechenland, Irland und bald viel-
leicht auch Spanien und Portugal mit Finanzhilfen aus der EU 
gerettet werden müssen, dann ist das wichtig und notwen-
dig. Doch die Rettung erfolgt nur unter der Bedingung, dass 
beinharte Sparprogramme umgesetzt werden – mit katastro-
phalen Auswirkungen für die Bevölkerungen dieser Länder, 
während einnahmenseitig wenig bis nichts passiert. Auch der 
Wettlauf um die niedrigsten Steuern in der EU geht auch un-
ter diesen Bedingungen munter weiter. Zu tief sitzt offenbar 
die Grundhaltung, dass Steuersenkungen immer gut und für 
die Wirtschaft förderlich, Steuererhöhungen dagegen schäd-
lich sind. Auch hier muss dringend umgedacht werden. Steu-
ern sind für einzelne Staaten genauso wie für die EU als ganzes 
im wahrsten Sinne des Wortes lebenswichtig – sie müssen nur 
von denen gezahlt werden, die sich das auch leisten können. 

Mein dritter wesentlicher Punkt ist schließlich die längst 
überfällige Verkürzung der Arbeitszeit. Dabei geht es mir vor 
allem darum die festgefahrenen Diskussionen und starren 
Fronten denen wir uns beim Thema Arbeitszeitverkürzung 
immer gegenüber sehen aufzubrechen und der Debatte neues 
Leben einzuhauchen. Ich habe daher rund um das Bundesfo-
rum der GPA-djp einen neuen Vorstoß für das Modell 40-40-
40 unternommen. Hinter dieser plakativen Formel verbergen 
sich sehr konkrete Maßnahmen sowohl bei der Wochen-, der 
Jahres- und der Lebensarbeitszeit: Die Forderung, maximal 

40 Stunden in der Woche einschließlich Über- und Mehr-
stunden zu arbeiten, ist ein Ziel, das vielen selbstverständlich 
erscheint, uns in Anbetracht ausufernder Überstundenleistun-
gen trotzdem noch vor wesentliche Herausforderungen stel-
len wird. 

Bei der Jahresarbeitszeit sieht unser Modell 40-40-40 eine 
Verkürzung auf 40 Arbeitswochen im Jahr vor. Erreicht wer-
den könnte das durch jeweils zwei Wochen  Freistellung für 
Gesundheit und Weiterbildung. Ein erster wichtiger Schritt 
zur Annäherung an dieses Ziel ist die Verlängerung des Ur-
laubes auf sechs Wochen pro Jahr für alle. Immer wieder für 
Verwirrung sorgt die Forderung nach 40 Jahren im Leben, 
weil diese Zahl oft mit Beitragsjahren gleichgesetzt wird. Was 
wir vielmehr meinen, ist, dass die Menschen durch entspre-
chende Maßnahmen bei der Wochen- und der Jahresarbeits-
zeit in die Lage gebracht werden sollen, tatsächliche 40 Jahre 
gesund zu arbeiten.

Faire Einkommen als Vision für die Zukunft 

Verteilungsgerechtigkeit und damit auch sozialer Friede wird 
in einem hohen Ausmaß über die Einkommenspolitik her-
gestellt. Österreich ist durch seine hohe kollektivvertragliche 
Abdeckung in einer vergleichsweise günstigen Position. Den-
noch gibt es auch bei der Einkommenssituation in Österreich 
gravierende Ungerechtigkeiten und Bereiche in denen Nach-
holbedarf besteht. In fast allen einkommensmäßig benachtei-
ligten Bereichen arbeiten mehrheitlich Frauen. 

Das Problem der working poor ist in Österreich vor allem 
eines der Frauen. Betrachtet man die Entwicklungen am Ar-
beitsmarkt vor der Krise, dann sieht man, dass zwar die Be-
schäftigungsrate deutlich angestiegen ist, dass jedoch vor allem 
Frauen in den Arbeitsmarkt eingetreten sind und diese wie-
derum häufig in Teilzeitarbeitsverhältnissen. Es gab also mehr 
Beschäftigung, bei gleichzeitigem Anstieg nicht existenzsi-
chernder Arbeit. Dazu kommt eine Zunahme der Prekarisie-
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rung von Arbeitsverhältnissen. Auch davon sind Frauen stär-
ker betroffen. Eine Umfrage im Bereich der TrainerInnen in 
der Erwachsenenbildung zeigt, je prekärer in einem Bereich 
die Dienstverhältnisse, desto wahrscheinlicher, dass Frauen 
dort arbeiten. 

Dazu kommt, dass genau jene Bereiche, in denen beson-
ders viele Frauen mit geringen Einkommen arbeiten – wie 
der gesamte Sozialbereich – finanziell immer weiter ausge-
hungert werden und auch von den Konjunkturpaketen nicht 
profitiert haben. Eine Arbeitsmarkt- und Konjunkturpolitik, 
die auch Frauen nutzt, muss daher auf dringend notwendige 
Investitionen in den relativ krisenunabhängigen Gesundheits- 
und Sozialbereich setzen. 

Es ist inakzeptabel, dass in einer modernen Gesellschaft 
genau jene Gruppen, die  besonders viel gesellschaftlichen 
Mehrwert produzieren, zu den absoluten NiedrigverdienerIn-
nen gehören, die von ihrem Einkommen oft kaum leben kön-
nen. Britische Ökonomen der »New Economic Foundation« 
haben diesen gesellschaftlichen Mehrwert für unterschiedli-
che Berufsgruppen errechnet. Sie kamen zum Schluss, dass 
Reinigungskräfte im Krankenhaus wesentlich mehr zum ge-
sellschaftlichen Wohlstand beitragen als Banker, Steuerberater 
oder Werbefachleute. 

Während Top-Banker mit einem Einkommen von einer 
Million Pfund (rund 1,11 Mio. Euro) für jedes Pfund, das sie 
verdienen, sieben Pfund an Wert vernichten, schaffen etwa 
Reinigungskräfte in Krankenhäusern einen gesellschaftli-
chen Mehrwert von zehn Pfund pro verdientem Pfund. Dass 
solche Ergebnisse für viele Menschen keine Überraschung 
sind, bestätigt auch eine Befragung des IFES im Auftrag von 
GPA-djp und vida: Eine deutliche Mehrheit der Befragten 
erkennt darin die hohe Belastung der Beschäftigten im Ge-
sundheits- und Sozialbereich an. 76 Prozent der Befragten 
empfinden die Entlohnung im Verhältnis zu den Anforde-
rungen als zu gering. 

Man sollte daher die Krise als Chance dafür nutzen um 
»Frauenarbeit« neu zu bewerten. Arbeitsplätze in der Kin-
derbetreuung, in der Krankenpflege oder in der Sozialarbeit 
sind konjunkturunabhängig, schaffen einen hohen Mehrwert 
und tragen zu einem nachhaltigen Wirtschaftswachstum bei. 
Investitionen in diese Bereiche stehen daher weiterhin ganz 
oben auf unserer Forderungsagenda.

Die Schwerpunktsetzung bei den diesjährigen Lohn- und 
Gehaltsrunden lag daher vor allem bei den unteren Einkom-
mensgruppen. In der Metallindustrie erhielten die unteren 
Gruppen bis zu 3 Prozent Gehaltsplus. Im Handel ist nicht 
zuletzt durch eine große angelegte, bisher einzigartige  Befra-
gungsaktion (zehntausende Beschäftigte wurden befragt) mit 
einem kollektivvertraglichen Mindestgehalt von 1.300 Euro 
ein großer sozialpolitischer Durchbruch gelungen. 

Demnächst stehen auch die Verhandlungen im Gesund-
heits- und Sozialbereich an, die in Anbetracht der Budgetkür-
zungen eine große Herausforderung darstellen werden. Die 
breite öffentliche Unterstützung für diesen Bereich und die 
hohe Mobilisierungsfähigkeit der Beschäftigten lässt aber den-
noch auf einen guten Abschluss hoffen.  

Rezept gegen die Krise

Die GPA-djp stellte ihr Steuermodell, das unter andrem eine 
progressive Besteuerung von Vermögen über 500.000 Euro 
vorsieht, bereits ein Jahr vor der großen Weltwirtschafts- und 
Finanzkrise vor. Unserer Einschätzung nach, lagen im öster-
reichischen Steuersystem schon bisher eklatante Schieflagen 
vor, die Österreich für Vermögensbesitzer zu einem Eldorado 
werden ließ, während die Belastung des Faktors Arbeit über-
proportional hoch ist.

Durch die gravierenden negativen Auswirkungen der Fi-
nanzkrise auf die Budgetsituation wurde das Modell der GPA-
djp noch brisanter und es erfüllt mich mit Stolz, dass unser 
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Modell heute quer über alle Parteien und Interessengruppen 
Beachtung  findet.

Mehr Verteilungsgerechtigkeit ist gerade jetzt ein Gebot 
der Fairness, weil es einfach nicht gerecht ist, dass jene, die 
in den Boomjahren überproportional profitiert haben, kei-
nen Beitrag zur Krisenbewältigung leisten. Mehr Verteilungs-
gerechtigkeit ist aber im hohen Ausmaß auch ein Gebot der 
wirtschaftlichen Vernunft. Wenn die Volkwirtschaften einen 
nachhaltigen Ausweg aus der wirtschaftlichen Krise finden 
wollen, dann muss die private Nachfrage gestärkt und nicht 
durch Sparpakete weiter geschwächt werden. Die einzig wirt-
schaftlich vernünftige Besteuerung zum derzeitigen Zeit-
punkt ist jene von großen Vermögen, weil sie nicht negativ 
auf das Konsumverhalten der breiten Masse wirkt und Geld 
und Ressourcen in die produktiven Bereiche der Wirtschaft 
zurückholt.

Die Budgetmaßnahmen der Regierung enthalten einige 
einnahmenseitige Maßnahmen, die in die richtige Richtung 
gehen, wie etwa die Bankenabgabe, die stärkere Besteue-
rung von Stiftungen und eine Vermögenszuwachssteuer. Ich 
bin aber überzeugt, dass wir auf Perspektive eine echte Be-
steuerung von Substanzvermögen brauchen, auch weil eine 
Modernisierung des  Steuersystems eine Umgewichtung der 
Steuerlast nötig macht und viele gesellschaftlich wichtige Be-
reiche, wie etwa jener der Pflege und Gesundheit, nachhaltige 
Finanzierungsperspektiven brauchen.

Die extrem hohen Einkommens- und Vermögensunter-
schiede behindern die Entwicklung in Richtung einer mo-
dernen, leistungsfähigen Wirtschaft, die in der Lage ist, die 
Grundbedürfnisse der Menschen zu befriedigen. 

Arbeitszeit als Faktor

Nicht vom Thema Verteilungsgerechtigkeit zu trennen ist das 
Thema Arbeitszeit: Zeit ist eines der wichtigsten Güter, die 

wir zu verteilen haben. Kein Wunder also, dass Arbeitszeit in 
Geld aufgewogen wird und uns Gewerkschaften so stark be-
schäftigt wie kaum ein anderes Thema, gerade in Österreich: 
Die heimischen ArbeitnehmerInnen liegen sowohl hinsicht-
lich der tatsächlich geleisteten Wochenarbeitszeit wie auch in 
punkto vereinbarter Arbeitszeit im europäischen Spitzenfeld. 
Mit 42,5 Stunden liegt die geleistete Wochenarbeitszeit (2008) 
der Vollzeitbeschäftigten um 1,5 Wochenstunden über dem 
Schnitt der EU-27. 

Die erste Teilforderung des Modells 40-40-40 nach maxi-
mal 40 Stunden pro Woche mag angesichts unserer Forderung 
nach einer Wochenarbeitszeit von 35 zu wenig ambitioniert 
wirken. Unter diesem Vorschlag ist aber natürlich keine Aus-
weitung der Wochenarbeitszeit zu verstehen, sondern eine 
Reduktion von Überstunden. 

Die ÖsterreicherInnen sind im Leisten von Überstunden 
Weltmeister, aktuell werden 307 Millionen pro Jahr geleistet 
– mir geht es darum, diese Riesenzahl zu reduzieren und die 
Arbeitszeit an das vereinbarte Ausmaß heranzuführen. Dafür 
braucht es zunächst neue Rahmenbedingungen für Über-
stunden beziehungsweise für ihre Bewertung. Es ist nämlich 
davon auszugehen, dass ein Gutteil der Überstunden – wir 
gehen aus von einem Drittel – entweder gar nicht oder nicht 
korrekt abgegolten wird. Ein Weg, den die Arbeitgeber leider 
immer öfter beschreiten, um damit indirekt Lohnsenkungen 
zu erreichen. Unser Ziel muss also heißen: Überstunden un-
attraktiver machen.

Überstunden, die außerhalb der üblichen Arbeitszeiten 
liegen, also Abend-, Nacht- oder Wochenendarbeit, die auch 
hinsichtlich ihrer gesundheitlichen und sozialen Konsequen-
zen problematisch sind, müssten verteuert werden. Das glei-
che gilt für Überstunden bei besonders belastenden Tätigkei-
ten – damit würde auch das Unfallrisiko reduziert. Während 
Stress und Müdigkeit verminderte Leistungsfähigkeit mit sich 
bringen, steigern fitte, gesunde MitarbeiterInnen die Produk-
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tivität eines jeden Unternehmens. Die Eingrenzung der Ar-
beitszeiten wäre nicht nur von betriebswirtschaftlichem Inter-
esse. Die Arbeit müsste in dem Fall auch auf mehr Menschen 
aufgeteilt werden, was neue Arbeitsplätze bedeuten würde.

Überstunden müssen zudem genau erfasst werden, falsche 
und ungenaue Arbeitszeitaufzeichnungen und manipulierte 
Zeiterfassungssysteme bringen ArbeitnehmerInnen um ihre 
Ansprüche, sind also alles andere als ein Kavaliersdelikt. Ar-
beitgeber, die Zeiterfassungssysteme manipulieren oder Un-
ternehmen, die mit manipulierbaren Systemen eine Basis da-
für liefern, müssen härter bestraft werden. Arbeitsinspektorate 
und Krankenkassen müssen öfter und schärfere Kontrollen 
durchführen, was wiederum dementsprechende personelle 
Ressourcen erfordert.

Die österreichischen ArbeitnehmerInnen sind auch Spit-
zenreiter, was die Jahresarbeitszeit betrifft: Sowohl mit 2.017,6 
Stunden brutto (Wochenarbeitszeit umgelegt auf ein Jahr) 
als auch mit 1.730,5 Stunden netto (abzüglich Urlaubs- und 
Feiertagsansprüchen) arbeiten Herr und Frau Österreicher 
länger als der Großteil unserer EU-(Nachbar)länder – alleine 
diese Statistik nimmt dem revolutionärsten der drei 40er, der 
Forderung nach 40 Wochen Arbeit pro Jahr, gleich etwas an 
Schärfe. Mit dieser radikalen Arbeitszeitverkürzung meine ich 
außerdem nicht, dass sich die ArbeitnehmerInnen wirklich 
zwölf Wochen Urlaub gönnen sollen.

Nicht nur fitte Arbeiter steigern die Produktivität, son-
dern natürlich auch gut ausgebildete: Ich fordere daher zwei 
Wochen Anspruch auf Bildungsfreistellung, finanziert je zur 
Hälfte von den Arbeitgebern und aus der Arbeitslosenversi-
cherung. Was auf den ersten Blick wie eine Kostenquelle er-
scheinen mag, würde bei genauerer Betrachtung nur Vorteile 
bringen. Neben besseren Qualifizierungen und damit größe-
rer Motivation der Beschäftigten würde sich diese Verkürzung 
der Arbeitszeit zu einem Drittel in neue Arbeitsplätze nieder-
schlagen, was mittelfristig Kostenneutralität für die Arbeitslo-

senversicherung bedeuten würde. Zwei weitere Wochen pro 
Jahr sollen dem Rechtsanspruch auf präventive Gesundheits-
zeit, mitfinanziert z. B. durch die Unfallversicherung, gewid-
met werden – auch eine Kosten-Nutzen-Rechnung, die Sinn 
macht: Dieser Aspekt des Modells 40-40-40 würde natürlich 
die Zahl der Arbeitsunfälle und der arbeitsbedingten Erkran-
kungen reduzieren.

Am meisten am Herzen liegt mir im Zusammenhang mit 
diesem 40er die Forderung nach einer sechsten Urlaubswoche 
für alle: Derzeit beträgt der gesetzliche Anspruch fünf Wo-
chen, dieses Gesetz stammt allerdings aus dem Jahr 1986. Die 
sechste Woche gibt es nur nach 25 Jahren Betriebszugehö-
rigkeit – die zunehmende Flexibilität am Arbeitsmarkt höhlt 
dieses System aus, immer weniger Beschäftigte erreichen die 
sechste Woche tatsächlich.

Im letzten der drei 40er geht es um die Lebensarbeitszeit. 
40 Jahre Arbeit im Leben – diese Forderung ist keinesfalls als 
Beitrag in der laufenden Pensionsdebatte zu sehen. Derzeit 
reichen 37,5 Versicherungsjahre  als Anspruchsvoraussetzung 
für die normale Alterspension. Ich meine, dass es Menschen 
ermöglicht werden muss, tatsächlich 40 Jahre in Gesundheit 
arbeiten zu können. Die Voraussetzungen dafür können die 
ersten beiden 40er sein aber auch  integrierte Strategien zur 
Gesundheitsförderung und -prävention.  

handlungsbedarf

Der Status Quo bestätigt den Handlungsbedarf: Bereits jede/r 
fünfte unselbständig Erwerbstätige arbeitet unter Stress. Burn-
out ist längst nicht mehr eine typische Managerkrankheit, 
psychische Erkrankungen sind mittlerweile die zweithäufigste 
Ursache für Berufsunfähigkeit- bzw. Invaliditätspensionen. Im 
Juni 2010 wurde mit 462.700 Betroffenen ein neuer Höchst-
stand registriert. Der Vorschlag, das gesetzliche Pensionsal-
ter auf 67 Jahre zu erhöhen, ist angesichts dieser Zahlen ein 
Unsinn, wie wir seit den Pensionskürzungsreformen aus der 
Ära Schwarz-Blau-Orange wissen. Das ändert nichts am fakti-
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schen Pensionsalter, vergrößert dafür aber das Risiko, im Alter 
arbeitslos zu sein.

Natürlich ist mir bewusst, dass alle drei Forderungen des 
Modells 40-40-40 letztendlich immer nur Richtwerte für die 
konkrete Umsetzung bleiben werden. Es wird eine Unmenge 
an Zwischen- und Teilschritten brauchen, die sowohl auf der 
Kollektivvertrags- als auch auf der Gesetzesebene stattfinden 
können und sollen. Ungeachtet der nervösen Zwischenru-
fe aus der Wirtschaft, setzt das Modell 40-40-40 aber an den 
Wurzeln des Systems an. Und das ist bekanntlich die beste 
Methode, wenn man ein Problem lösen will.

Wolfgang Katzian 

ist Vorsitzender der GPA-djp.

Schwerpunkt visionen für sozialen zusammenhalt…
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ie Bilanz des deutschen Journalisten Hans-Ulrich 
Jörges trifft den Nagel auf den Kopf: »Thilo Sarra-
zin hat ein Ungeheuer geschaffen. Medien haben 
es freigesetzt, Politiker gefüttert.« Diese Debatte 

war weniger eine Integrationsdebatte, eine solche, wenn sie 
mit Argumenten geführt würde, kann immer sinnvoll sein. 
Es handelte sich vielmehr um eine Art Scherbengericht ei-
ner immer unverhohlener ihre Ressentiments zum Ausdruck 
bringenden und wachsenden, zum Schluss wohl recht großen, 
Gruppe in der deutschen Mehrheitsgesellschaft, die eine gan-
ze Religionsgemeinschaft wahllos an den Pranger stellt. Was 
immer die Integration in Deutschland für Probleme stellen 
mag, diese Debatte hat sie jedenfalls weder bezeichnet, noch 
zu ihrer Lösung auch nur den geringsten Beitrag geleistet. 

In diesem erschreckenden Stück spielen drei Akteure die 
Hauptrolle: der Buchautor Thilo Sarrazin, die deutschen Mas-
senmedien bis hinein in ihre edelsten Spitzenprodukte und 
ein recht großer Teil der deutschen Gesellschaft. Zunächst zu 
Sarrazin. Was immer die Motive dieses sich schon seit Jahren 
in der Rolle des Provokateurs gefallenden deutschen Spitzen-
beamten auch gewesen sein mögen, was er zuwege gebracht 
hat, ist nicht geringeres, als die biologistische Aufladung anti-
islamischer Vorurteile, die seit geraumer Zeit in Deutschland 
an Ausbreitung und Intensität zugenommen hatten. Der Kern 
seines Buches besteht ja nicht im Beschreiben und Beklagen 
von Integrationsdefiziten, dies gab es von vielen Autoren und 
sogar in den offiziellen Integrationsberichten schon seit lan-
gem, das meiste davon seit mehr als zwei Jahrzehnten. Das 
Neue an diesem unheimlichen Bestseller ist auch nicht die de-
mokratische Analyse, die zeigt, dass die deutsche Bevölkerung 

schrumpft und ein Mangel an hoch gebildetem Nachwuchs 
die wirtschaftliche Zukunft des Landes infrage stellen könnte. 

versatzstücke

Das Neue sind die massiven Bezüge, die der Hobbywissen-
schaftler und Statistikfanatiker aus zahlreichen Versatzstücken 
dafür zusammenstellt, dass die Muslime einen genetisch be-
dingten minderen Intelligenzquotienten aufweisen, dem auch 
durch noch so intensive Bildungsbemühungen im Prinzip 
nicht abzuhelfen ist. Da nun aber der Sozialstaat dafür sorgt, 
dass auch die muslimischen Familien mit ihren überdurch-
schnittlichen Geburtsraten auf einem angemessenen sozialen 
Standard in Deutschland leben können, der ja die darwinis-
tische Negativauslese der weniger Leistungstüchtigen außer 
Kraft setzt, bestimme eben diese Gruppe in zunehmendem 
Maße den gesamtdeutschen Intelligenzquotienten, wodurch 
der ökonomische Leistungsabfall des Landes in der globalen 
Konkurrenz vorprogrammiert sei. Indem der Sozialstaat also 
dafür sorgt, dass Menschen mit minderer Intelligenz, biolo-
gisch determiniert und daher gesellschaftlich nicht mehr be-
einflussbar, sich im Lande ausbreiten, verspielt er die ökono-
mische Zukunft des Landes. 

Passend zu diesem Programm sind die Rückgriffe auf eu-
genische Gesellschaftsstrategien des 19. Jahrhunderts, meist 
nur indirekt oder verschämt im Buch zitiert, die den Autor 
u. a. dazu veranlassen, besondere Geburtsprämien für Mütter 
mit akademischen Berufen vorzuschlagen, damit diese ihren 
vermeintlich angeborenen höheren Intelligenzquotienten 
vererben und diesem damit zunehmend gesellschaftliche Ver-
breitung verschaffen. Dies allein ist neu an dem Buch, alles 
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Für den SPD-Vordenker Thomas Meyer bereitet Sarrazin mit intellektuell unhaltbaren Argumenten auch in Deutschland 
den Boden für Rechtsextreme auf, die soziale Konflikte zu ethnisieren versuchen. Dabei sei soziale Integration – und keine 
Debatte über »kulturelle Anpassung« – der einzig wirkungsvolle Weg, um hysterisierten Kulturkämpfen den Wind aus den 
Segeln zu nehmen.
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andere ist in den Analysen und Berichten vieler anderer Auto-
ren und Kommissionen sattsam nachzulesen. Eine besondere 
Note gewinnt der Text auch noch dadurch, dass die tatsäch-
lich gravierenden Probleme in dem sehr überschaubaren Be-
zirk Schöneberg-Nord in Berlin, wo tatsächlich an manchen 
Schulen 90  % der Kinder aus Migrantenfamilien stammen, als 
repräsentative Erfahrung für die ganze Bundesrepublik hinge-
stellt werden und Sarrazin die dortigen Probleme auch noch 
auf Wesenseigenschaften des Islam zurückführt.

Es ist dieser Biologismus, der den chauvinistischen und 
aggressiven Ton in die neue Debatte hineingetragen hat, da 
er ja unabhängig von den vielen Bildungsvorschlägen, die der 
Autor in seinem Buch im übrigen durchaus auch vorträgt, 
letzten Endes die Vergeblichkeit aller Integrationsbemühun-
gen bedeutet. Wenn diese Menschen zum ewigen Unter-
schichtendasein am Rande der Gesellschaft verurteilt sind, 
weil ihre vererbte mangelnde Intelligenz auch durch noch 
so große Bildungsanstrengungen nicht ausgeglichen werden 
kann, dann ist der Keil zwischen ihnen und der Gesellschaft 
durch keine Politik mehr zu entfernen. 

Die verhängnisvollste und, bei dem dick und stolz erhobe-
nen Wissenschaftsanspruch des Autors, die kurioseste Unter-
stellung, von der die besondere Brisanz dieses Buches zehrt, ist 
die Gleichsetzung dieser genetisch so defizitären Bildung der 
Türken/Araber mit dem Islam, so als sei diese defizitäre Re-
ligion der richtige Deckel auf den Topf der schlechten Gene. 
Obwohl der Autor ja verspricht, stets Klartext zu reden, die 
mittlerweile in Deutschland übliche Formel, um jede Art von 
hemmungslosem Tabubruch zu rechtfertigen, wählt er doch 
bei der Darstellung all dieser Zusammenhänge neben der Prä-
sentation der vielen Kreuztabellen, in die er verliebt ist, eine 
Sprache, die Zusammenhänge öfter suggeriert, als wirklich 
klipp und klar konstatiert. Jedenfalls holt er sich durch lange 
Exkurse über die jüdischen Ursprünge der genetischen Intel-
ligenzforschung und die überdurchschnittliche Intelligenz der 
Juden eine generelle Absolution dafür, mit seinen biologisti-

schen Thesen, was hier in Deutschland nahe läge, sogleich in 
die antisemitische Ecke gestellt zu werden. 

Das alles läuft am Ende darauf hinaus, dass die Unterklassen 
Unterklassen sind, weil es ihnen an Intelligenz fehlt und dass 
dieses »wissenschaftlich« so klare Faktum sich um so deutli-
cher zeigen wird, wie chancengerechter Gesellschaften gestal-
tet sind. Folglich gilt das biologistische Argument des Autors 
auch für die eigene Mehrheitsgesellschaft und die deutschen 
Unterklassen. Es ist brutaler Sozialdarwinismus reinsten Was-
sers. Hier zeigt sich auch, dass das Buch von nichts so sehr 
lebt, wie der Kulturalisierung sozialer Probleme, der er mit 
seiner biologistischen Beweisführung, eine wissenschaftliche 
Untermauerung geben möchte. 

die intelligenz

Wie wenig das Ganze mit seriöser Wissenschaft zu tun hat, 
hat die Schweizer Intelligenzforscherin Elsbeth Stern, auf 
deren Thesen er sich vor allem beruft, in einigen Artikeln 
jüngst klar gestellt. Selbst wenn ein statistischer Zusammen-
hang zwischen genetischer Programmierung und tatsächlicher 
Intelligenzleistung von 50 bis 80  % bestünde, lässt sich darauf 
keine Prognose für das Einzelindividuum ableiten, denn je-
der Mensch kann auch dann noch sehr viel mehr oder sehr 
viel weniger Intelligenz entwickeln als seine Eltern. Folglich 
müsste auch dann noch jedes Individuum, jedes einzelne Kind 
jederzeit im Bildungssystem behandelt werden, als könne es 
sich auf das höchste Niveau wirklich entfalteter Intelligenz 
emporschwingen.

 Zudem ist erwiesen, dass die tatsächlichen Intelligenz-
leistungen durch optimale Bildung bei jedem Menschen sehr 
deutlich ansteigen, wenn er möglichst früh eine möglichst 
gute Bildung erhält. Darum können die hobbywissenschaft-
lichen Spekulationen zur Intelligenzbiologie auf der Ebene 
praktischer Bildungsanstrengungen und politischer Verant-
wortung für ein optimales Bildungsvorkommen für alle zu 
nichts anderem dienen, als zur nachträglichen Rechtferti-
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gung ausbleibender Bildungserfolge bei den zurückgelassenen 
Kindern. 

Die unangenehme und oft verhängnisvolle deutsche Pro-
vinzialität schlägt sich besonders krass bei der Begrenzung des 
Blicks des Autors auf die Äußerungsformen des Islam in Ber-
lin-Kreuzberg nieder, wo vor kurzem aus den zurückgeblie-
bendsten Gebieten Anatoliens eingewanderte Muslime ohne 
jeglichen Bildungshintergrund am Rande der Gesellschaft 
leben. 

Hätte er einmal den Schreibtisch mit einer Studienreise 
nach Indonesien verbunden, nach Indien oder den Iran, so 
hätte er in der Mehrheit der Gesellschaften einen ganz ande-
ren Islam kennen gelernt, der sich mit hohen Bildungsstan-
dards, mit innovativen Wirtschaftsaktivitäten und mit demo-
kratischem Engagement verbindet und weit entfernt ist von 
allem, was sich dieser Autor vorstellen kann. So ist es aber 
auch im Rückblick auf die Entstehung von Humanismus und 
Aufklärung in der europäischen Kultur, also dem, was Europa 
heute der Welt als Maßstab entgegenhält. So hätte er nicht 
nur, aber allen voran, in Gestalt muslimischer Intellektueller 
wie eben Rushdie die entscheidenden Beiträge entdeckt, die 
diese zu alledem geleistet haben. 

kränkung

Das Buch führt zur Deprivation der Unterschichtenmuslime 
hierzulande die Kränkung hinzu. Über die Integrationsver-
weigerer in der Schicht der älteren deutschen Bürgerinnen 
und Bürger, die für die zugewanderten Gruppen nichts als Ab-
neigung und Abwehr empfinden, enthält das Buch natürlich 
kein Wort, obgleich gerade hier, weil von gesellschaftlichen 
und kulturellen Integrationsdefiziten die Rede ist, durchaus 
manche Entdeckung zu machen gewesen wäre. Nein, ihnen 
liefert er nur die Argumente, die höhere Rechtfertigung da-
für, dass die anderen, nicht nur die Sünder, sondern die Ver-
worfenen es sind, für die in dieser Gesellschaft im Grunde 
kein wirklicher Platz vorhanden ist.

Die Auftritte eines gelegentlich nach Hunderten zählen-
den Publikums bei den Lesereisen des Autors, die ihn zum 
Erlöser hochjubeln und gegen jeden Widerspruch auf Podien 
noch Hass und Verachtung haben, demonstrieren die gesell-
schaftliche Rolle dieses Buches viel eindeutiger, als alle Kom-
mentare und die hartnäckigen Rechthabereien des Autors 
trotz alledem.

Die Medien

Die deutschen Massenmedien, bis hinein in Eliteblätter wie 
die »Zeit« und die »Frankfurter Allgemeine Zeitung«, haben 
bei dieser Gelegenheit ihr Wirkungsgesetz erbarmungslos 
entblättert. Da sie ahnten oder wussten, an welch empfindli-
chen Nerv der Gesellschaft der Autor rührte und wie groß die 
Verbreitung hartgesottener Vorurteile gegen den Islam und 
islamische Zuwanderung in Deutschland ist, haben sie vom 
ersten Augenblick an in teilweise schamloser Art dem Autor 
zunächst, oft kommentarlos, die ganz große Bühne bereitet, 
um hernach von der parasitär erzeugten Publizität der Per-
son und ihrer Themen wochenlang gut zu leben, teilweise in 
Form einer Infragestellung und Kritik seiner Thesen, dann 
aber auch immer wieder durch Berichte über seine Veranstal-
tungen oder Interviews mit ihm oder allerlei Hintergrund-
berichten. Ihnen ist, welch Wunder der modernen Medien-
wirklichkeit, die Quadratur des Kreises gelungen. 

Sie haben Autor und Thema gezüchtet, monatelang ge-
hegt und gepflegt und sich in unterschiedlicher Deutlichkeit, 
gleichzeitig aber auch aus der von ihnen selbst erzeugten Aura 
gelöst. Sie waren Zuhälter, Feldprediger und Scharfrichter in 
einer Person, was der deutsche Publizist Klaus Harpprecht 
noch auf das Phänomen »Bild-Zeitung« begrenzen konnte. 
Derselbe Frank Schirrmacher, seines Zeichens Herausgeber 
der FAZ und einer der großen Medienintellektuellen der 
Republik, hat Sarrazins Buch gleichzeitig mit dem Skalpell 
seziert und seine dunklen Ursprünge in der Eugenik-Debatte 
des 19. Jahrhunderts nachgewiesen, um dann doch, weil das 
Thema so gut läuft, immer wieder Artikel, Berichte und lange 
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Reportagen zur Befindlichkeit der Person des Autors zu pub-
lizieren. Man konnte nicht widerstehen. 

Hans-Ulrich Jörges hat recht, die Medien haben das Un-
geheuer frei gesetzt und genährt, das Sarrazin zunächst ganz 
klein und unscheinbar in die Welt gesetzt hat. 

Bis hinunter zum Boulevard schlossen sich dann Pseudo-
debatten an unter Überschriften wie »Wo Sarrazin recht hat«, 
so dass auf der schiefen Bahn der Argumentation dieses Autors 
am Ende jegliches Integrationsproblem, das tatsächlich zu be-
klagen sein mochte – und im übrigen ja mit den deutschen 
Unterschichten keineswegs geringer ist –, irgendwie beim Is-
lam und seinen bösen Genen landete. Letzteres wird nun, und 
das ist der große Skandal, der möglicherweise für lange nicht 
mehr aus der Welt zu schaffen ist, immer mitgedacht bei der 
Debatte von Schwierigkeiten der Integration, aber zumeist 
nicht mit formuliert, weil die wenigsten dafür öffentlich haft-
bar gemacht werden wollen. Es ist diese Doppelbödigkeit, die 
das Klima nicht nur der Integrationsdebatten, sondern auch 
der Chancen und Risiken der Integration in Deutschland 
so sehr vergiftet. Dass aber die Massenmedien in verantwor-
tungsloser Weise das Thema zuerst ganz groß gemacht haben, 
der »Spiegel« etwa durch einen kommentarlosen seitenlangen 
Vorabdruck aus Sarrazins Buch, und hernach teils halbherzi-
ge Relativierungen liefern, teils aber auch in verdrehten oder 
verdeckten Windungen das Thema immer wieder befeuern, 
ist der eigentliche Skandal. 

Die neubürgerliche Journalistenelite in Deutschland, die 
seit etwa eineinhalb Jahrzehnten die ehedem linksliberalen 
Journalisten in den meinungsbildenden Blättern des Landes 
abgelöst haben, nutzen die besonderen Schwierigkeiten, die 
Sarrazin als SPD-Mitglied für seine Partei und deren öffent-
liche Wahrnehmung erzeugt, in virtuoser Weise. Das Partei-
ausschlussverfahren gegen den Buchautor, das aufgrund der 
gegebenen Rechtssituation schwierig, langwierig und unge-
wiss bleiben wird, gibt diesen Medien immer neuen Anlass, 

die SPD an den Pranger zu stellen. Ohne zur eigentlichen Bot-
schaft des Autors direkt Stellung nehmen zu müssen, können 
sie jederzeit das Thema als einen Beweis für den autoritären 
Führungswillen der SPD-Spitze abqualifizieren, die gegen 
elementarste Sätze der Meinungsfreiheit verstoße, indem sie 
eine Person wegen des Buches aus der Partei ausschließen 
möchte oder aber die Zerrissenheit der Partei vorführen, aus 
deren Reihen sich Zustimmung in großer Breite artikuliert, 
und zwar in solchem Maße, dass sogar der »Vorwärts« sich ge-
nötigt sieht, diesen Stimmen in seinen Spalten beträchtlichen 
Raum zu geben. Und in der Tat, da hat das SPD-Mitglied 
Sarrazin, was er wusste, seine Partei auf dem falschen Fuß 
erwischt. 

das hat wirkung

Die SPD befindet sich nämlich in einer Situation, in der sie 
sich auf ein sozialpolitisches und ökonomisches Programm, 
auch auf eine gemeinsame Bildungspolitik, gut und mit tie-
fer Begründung verständigen kann, aber in soziokulturellen 
Fragen, wie gerade dem Umgang mit Menschen anderer Re-
gionen, mit Zuwanderung und Migration keine gemeinsame 
Position finden kann. Insider schätzen, dass fast die Hälfte der 
SPD-Mitglieder – und für die Wähler dürfte nichts anderes 
gelten – Sarrazins Thesen etwas abgewinnen kann. Dabei 
hilft, dass die wenigsten das Buch gründlich gelesen haben 
und die meisten glauben, es sei einfach eine unverblümte 
Anprangerung von Integrationsdefiziten und nichts anderes. 
Dieser Riss ist schwer zu kitten und die Massenmedien, die 
das wissen, reiben täglich Pfeffer in die Wunden und grillen 
den Patienten am offenen Feuer. Das hat Wirkung. 

Die beträchtlichen Verluste der SPD, die sich eben erst von 
der schwersten Wahlniederlage ihrer jüngeren Geschichte er-
holt hatte, in Richtung Grüne Partei, die davon in atemberau-
bendem Ausmaße wächst und gedeiht, haben zweifellos damit 
zu tun, dass viele kulturell liberale Wähler die SPD dafür ab-
strafen, dass sie solche Mitglieder hat und nicht entschieden 
genug dafür sorgt, dass die Verhältnisse geklärt werden. Nicht 
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ausgeschlossen, dass damit auch in Deutschland eine Entwick-
lung beginnt, wie wir sie aus anderen Nachbarländern ken-
nen, wo ehemals sozialdemokratische Wähler bis hinein in die 
Mittelschichten sich rechtspopulistischen Akteuren, Parolen 
und ggf. auch Parteien zuwenden, die ihre Verunsicherung 
mit der zunehmenden kulturellen Heterogenisierung der Ge-
sellschaft erklären. Sarrazin selbst ist nicht der Mann, der ein 
Partei gründen und führen könnte, aber er hat das Feuerchen 
entfacht, auf dem andere diese Suppe zum Kochen bringen 
können.

Das Ausschlussverfahren gegen Sarrazin, das die SPD-Füh-
rung anstrengt, ist ohne Zweifel gut begründet. Zu den zent-
ralen Programmgrundlagen der Partei gehört ja seit eh und je 
ein humanistisches Menschenbild, das jeder Person die gleiche 
Würde zuspricht, jeder Person die gleichen Chancen eröffnen 
möchte und jeder durch das bestmögliche Bildungsangebot 
ihren Weg in der Gesellschaft ebnen möchte. Die kollektivis-
tische Abqualifizierung ganzer Bevölkerungsgruppen, die Ab-
stempelung der Unterschichten als genetisch defekt und da-
mit die pauschale Legitimation gesellschaftlicher Ungleichheit 
verbunden mit der Aussage, dass bei den Migrantenkollekti-
ven im Grunde die großen Bildungsanstrengungen vergeblich 
bleiben müssen, ist der schärfste Widerspruch, der sich gegen 
die programmatische Identität der sozialen Demokratie den-
ken lässt. Daran kann es gar keinen Zweifel geben. 

Dennoch bleibt aufgrund der schwierigen Rechtslage 
letztlich offen, wie das soeben begonnene Verfahren laufen 
und zu welchem Ende es kommen wird. Schmerzlich für die 
SPD und ein Fressen für die Medien ist der eigentümliche 
Sachverhalt, dass sich in Situationen wie dieser immer ganz 
schnell sozialdemokratische Ex-Promis finden, die sich zum 
Anwalt des Angeklagten machen und gleichfalls monatelang 
von seiner Publizität zehren. 

Die Sarrazin-Debatte reißt erbarmungslos einen Schleier 
weg, der der deutschen Gesellschaft bislang den Blick auf sich 

selbst ersparte. In eher wissenschaftlich fokussierten Publikati-
onen, etwa denen des Bielefelder Instituts für Interdisziplinäre 
Konfliktforschung unter Wilhelm Heitmeyer war schon über 
die letzten 10 Jahre hinweg ein beständiges Ansteigen der Is-
lamphobie konstatiert worden, und zwar in beängstigendem 
Ausmaß. Nun zeigt nicht nur die ungehemmte Akklamati-
on großer Teile der deutschen Gesellschaft bis hinein in die 
wohletablierten Mittelschichten und gelegentlich darüber hi-
naus, wie tief die Ressentiments unter der Wohlanständigkeit 
und dem fabelhaften demokratischen Selbstbild des Landes 
die Ressentiments sitzen. 

religionsfreiheit

Eine soeben publizierte Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung 
belegt, dass über 5 0  % der deutschen Bevölkerung dazu be-
reit sind, den Muslimen Rechte der Ausübung ihrer Religi-
on in diesem Lande zu beschneiden und nicht viel weniger 
generelle islamfeindliche Einstellungen hegen. Die feierlich 
beschworene Religionsfreiheit des Landes wird just in dem 
Augenblick zur Disposition gestellt, wo sie sich praktisch er-
proben müsste, und zwar gegen eine starke Minderheitenreli-
gion statt bloß als dauernde Rückverstärkung für die Religion 
der Mehrheiten. Der Islam ist, ohne irgendeine tragfähige Be-
gründung in der Sache, zu einer nicht integrierbaren Religi-
on abgestempelt und soll nun nur noch klein und am Rande 
gehalten werden. Dafür stellen diese durch die Debatte nun 
nochmals erstarkten Kräfte sogar Grundsätze der rechtsstaatli-
chen Demokratie infrage und erweisen sich damit im übrigen 
selbst als Integrationsverweigerer. 

Es ist nicht überraschend, dass viele Politiker unter diesem 
Druck einknicken, diese Vorurteile übernehmen und flugs in 
demagogische Parolen verwandeln, bis hin zum Vorsitzenden 
der CSU, immerhin einer der tragenden Parlamentsparteien des 
Landes. Der Sprengstoff, der sich in der Gesellschaft anhäuft, 
ist eine große Gefahr für alle Seiten. Wir wissen ja, dass die 
Spirale der gegenseitigen Befeuerung von Misstrauen, Ableh-
nung und sogar Ethno-Fundamentalismus in der Mehrheits-

Ein »Ungeheuer« geschaffen Von Thomas Meyer
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gesellschaft und religiös-politischem Trotzfundamentalismus 
bei den diskriminierten Minderheiten schwer wieder anzu-
halten ist, wenn sie sich erst einmal in Bewegung gesetzt hat. 
Jetzt muss diesen erschreckenden Anfängen gewehrt werden. 

Nur eine politische Kultur und eine Politik der Anerken-
nung können den gesellschaftlichen Frieden zurück bringen 
und die Verunsicherungen auf allen Seiten überwinden. Eine 
solche Politik der Anerkennung braucht drei gleichberechtig-
te Elemente. Jede kulturell-religiöse Identität hat ein Recht, 
übrigens ein universalistisches Grundrecht, auf gleichberech-
tigte Anerkennung und Entfaltung, soweit sie selber diese 
Norm der gleichberechtigten Anerkennung der Verschie-
denen unterstützt und in der Praxis beherzigt. Und nur die 
gleichberechtigte Teilhabe aller an den materiellen Ressour-
cen der Gesellschaft in Bildung, Arbeit, Kultur und Politik 
ist geeignet, aus der Symbolik der Anerkennung eine Wirk-
lichkeit werden zu lassen, die von allen Beteiligten verstanden 
und akzeptiert wird. 

Dazu gehört zunächst, dass die falsche Kulturalisierung sozi-
aler Probleme, die das Hauptkennzeichen der Sarrazin-Debatte 
ist, ein Ende findet, dann wird sich nämlich schnell zeigen, dass 
Migrationsgesellschaften, wenn sie in ihrem Bildungssystem tat-
sächlich auf die grundlegend veränderten Bedingungen der Bil-
dung der Migrantenkinder eingestellt sind, den allergrößten Teil 
der Probleme überwinden können, über die jetzt die falsche und 
verdrehte Debatte geht. Die wirkliche soziale Integration ist es in 
erster Linie, die den hysterisierten Kulturkämpfen den Wind aus 
den Segeln nehmen kann und muss.

Thomas Meyer

 ist emeritierter Professor für Politikwissenschaft an 

der TU Dortmund und Chefredakteur der Zeitschrift »Neue 
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osef Cap meinte nach der für die SPÖ katastrophal verlo-
renen Landtagswahl in Oberösterreich im Herbst 2009: 
»Es ist Zeit, wieder mehr auf die Österreicher zu schau-
en.« (Falter; 43/2009, 21.10.2009) Er ist damit nicht 

allein. Aber ist unser dringlichstes Problem wirklich die Un-
terscheidung in InländerInnen und AusländerInnen, in Öster-
reicherInnen und Fremde, in wir und die anderen? Sie geht 
einfach, diese plumpe Kategorisierung, diese Ethnisierung 
von Menschen – und sie wird seit Jahrzehnten wiederholt. 
Damit werden in erster Linie soziale, aber auch so manche 
andere Probleme auf die Frage der Abstammung reduziert.

Aber sollen – und können – wir es uns so einfach ma-
chen? Wer ist eigentlich ÖsterreicherIn und wer AusländerIn? 
Genügt dafür die Staatsbürgerschaft? Oder sind auch andere 
Kriterien mitzudenken?

Rechtlich sind Fremde jene Personen, die zwar in Öster-
reich leben, nicht aber österreichische Staatsbürger sind. Dazu 
gehört ein kanadischer Manager bei Magna ebenso wie eine 
Asylwerberin aus Tschetschenien oder ein Installateur aus 
Polen. Und Fremde – weil nicht österreichische Staatsbürge-
rInnen – sind auch jene etwa 120.000 Menschen, die zwar 
in Österreich geboren wurden, nicht aber die österreichische 
Staatsbürgerschaft besitzen (Stand Volkszählung 2001). Ange-
hörige der jeweiligen Kategorien haben nur eines gemeinsam: 
ihren Status als Fremde, als Nicht-Österreicher. Die übrigen 
Gemeinsamkeiten sind sehr gering, die Menschen sind zu 
unterschiedlich. Zu oft aber gehen wir, geht die politische 
Argumentation in Richtung Kategorisierung und Homogeni-
sierung: AusländerIn ist AusländerIn; Fremde/r ist Fremde/r. 
Daneben gibt es in jüngerer Zeit noch die Kategorien  Perso-

nen mit Migrationshintergrund oder Personen ausländischer 
Herkunft.

folgenlos

Dementsprechend ist in Österreich die Rede von Ausländer-
politik und nicht Migrationspolitik. Das ist seit Jahrzehnten 
so: Das erste Ausländerbeschäftigungsgesetz wurde während 
der Phase der SPÖ-Alleinregierung Mitte der 1970er Jahre 
erlassen und hechelte schon damals der realen Situation hin-
terher (Forcierung des Rotationsmodells). Erstmals novelliert 
wurde das Gesetz 1988 (damals SPÖ-ÖVP-Regierung). Die 
Vorschläge der IHS-Studie von 1982 (beauftragt vom dama-
ligen Bundesministerium für soziale Verwaltung unter Sozi-
alminister Dallinger) wurden weitgehend ignoriert. Dallinger 
damals: »Die in dieser Publikation dargestellten Forschungser-
gebnisse sollen nicht folgenlos bleiben. Sie mögen dazu beitra-
gen, daß die soziale Situation ausländischer Arbeitskräfte und 
ihrer Angehörigen weniger vorurteilsbeladen diskutiert wird. 
Diese Diskussion darf nicht akademisch bleiben, sondern muß 
in gesellschaftspolitische Reformen zugunsten unserer auslän-
dischen Mitbürger münden.« Eine der Forderungen damals 
war die Verbesserung der schulischen Bedingungen (und wo 
stehen wir in der Diskussion heute?); eine andere weitgehen-
de Gleichstellung bei Sozialleistungen oder im Wohnbereich 
oder mehr politische Rechte. 

 
Als die EU 2004 zehn neue  Mitgliedsländer aufnahm – 

von Estland bis Zypern – war die größte Sorge mancher in 
Österreich, dass nun zu viele frische EU-BürgerInnen auf 
Arbeitssuche nach Österreich gehen könnten. Es wurde also 
eine mehrjährige Übergangsregelung ausverhandelt, qua-
lifizierte Fachkräfte aus den genannten Ländern gingen in 

J
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deshalb in den Folgejahren in andere EU-Länder, etwa nach 
Großbritannien. 1960 kamen die ersten damals so genann-
ten Gastarbeiter nach Österreich. 50 Jahre später eignet sich 
das Thema Ausländer immer noch  vorzüglich zur negativen 
Emotionalisierung; unangefochtener Spitzenreiter ist seit zwei 
Jahrzehnten die FPÖ – egal unter wessen Führung. 

Aber auch andere Parteien – und damit eben auch die SPÖ 
– sind in die Pflicht zu nehmen. Der eine Punkt dabei ist, dass 
es die SPÖ weder zu Zeiten der Alleinregierung, noch nach 
1983, als sie ebenso für eine lange Zeit den Bundeskanzler 
stellte (und seit Jänner 2007 wieder stellt) geschafft hat, aus 
der Ausländerpolitik eine Migrationspolitik zu machen: Wir 
leben in einer Zeit der Migration, tausende AusländerInnen 
kommen nach Österreich und tausende ÖsterreicherInnen 
(und AusländerInnen) gehen aus Österreich weg. Dieser Pro-
zess der ständigen Ein- und Auswanderung findet statt, egal 
ob wir das möchten oder nicht, egal ob wir das als positiv 
oder als negativ einschätzen. 

Es soll nachfolgend aber nicht um eine Auflistung der Ver-
säumnisse und offensichtlichen Fehleinschätzungen der ver-
gangenen Jahre und Jahrzehnte gehen, ebensowenig um die 
Agitation und Hetze mancher politischer Akteure. Wesentli-
cher erscheint mir die Frage, wie man auf die offensichtlichen 
Provokationen und Tabubrüche, auf die negative Emotiona-
lisierung reagieren könnte. Wenn den rechten und rechtspo-
pulistischen Hetzern nachgehechelt wird, werden diese den-
noch nicht an (WählerInnen)Gunst verlieren. Dass eher das 
Original und weniger die Kopie nachgefragt wird, steht wohl 
mittlerweile außer Zweifel. 

Ent-Ethnisierung der Politik

Einige Prinzipien könnten aber in der Politik konstruktiv 
sein: zum einen die Ent-Ethnisierung von Politik. Das be-
deutet nicht, dass Ethnizität keine Rolle spielen darf. Ethni-
zität, Herkunft ist wichtig, stiftet (auch) Identität und schafft 
Gemeinsamkeit. Ent-Ethnisierung bedeutet aber sehr wohl, 

dass Ethnizität nicht das alles entscheidende Kriterium unseres 
Handelns sein kann. Und wenn rechte Hassprediger immer 
wieder die Leier von »den Ausländern« und den durch diese 
scheinbar verursachten Problemen herunterrasseln, so könn-
te man auf bestehende Probleme eingehen, gleichzeitig deren 
reale Ursachen benennen und Lösungsansätze formulieren.

Nicht die Nachahmung ist wichtig, sondern die Vision. Es 
geht zum einen darum, festzuhalten wo Gesellschaft und Po-
litik, wo etwa die SPÖ, wo Österreich in 20, 30 Jahren stehen 
soll, zum anderen darum, sich zu Positionen zu bekennen. 
Dazu ein Beispiel: Rückblende Frühsommer 2008. Wenige 
Monate vorher, im April war der Reformvertrag von Lissabon 
vom Parlament ratifiziert worden. FPÖ und Kronen Zeitung 
hatten in gewohnter und damit wenig überraschender Weise 
dagegen agitiert und polemisiert. Und wie reagiert das da-
malige SPÖ-Führungsduo? Mit einer wohl zumindest als po-
pulistische Anbiederung zu bezeichnenden Leserbriefaktion 
an den mittlerweile verstorbenen Hans Dichand und dessen 
Kronen Zeitung. Man werde in Zukunft, so ließ man Bürge-
rInnen wissen, sehr wohl in essentiellen europäischen Fragen 
die WählerInnen um deren Urteil bitten. 

Dazu treffend Rainer Bauböck: »Um zwei Fragen wird 
es also bei der von Gusenbauer und Faymann angekündigten 
Volksabstimmung über die nächste EU-Reform gehen: Ers-
ten soll die EU das Projekt einer politischen Union gleichbe-
rechtigter Bürger und Mitgliedsstaaten aufgeben und sich in 
einen integrationswilligen Kern und einen –unwilligen Rand 
aufspalten? Zweitens soll Österreich in diesem Fall zum Rand 
gehören? Wer nationale Volksabstimmungen über EU-Refor-
men fordert, hat beide Fragen klar mit ja beantwortet.« (Der 
Standard, 4.7.2008) 

Der Leserbrief hat kurzfristig geholfen: Die Gunst der 
Krone half der SPÖ im NR-Wahlkampf 2008 – um beim 
Wahlkampf zu den EU-Parlamentswahlen schon wieder ei-
nem anderen zu helfen. Position zu beziehen hätte bedeutet, 
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zur Ratifizierung durch das Parlament, zu dieser Form der 
repräsentativen Demokratie zu stehen. Und dies zu begrün-
den (was nicht allzu schwer gefallen wäre). Dazu aber hätte 
die EU bereits im Vorfeld anders präsentiert werden müssen: 
Nicht in der Rolle als Sündenbock und Grund vielen Übels 
sondern z. B. als Friedensprojekt, als Chance und wichtiger 
Stichwortgeber z. B. im Kampf gegen Rassismus oder in der 
Antidiskriminierungspolitik.

Es braucht Differenzierung

In der aktuellen Debatte um AusländerInnen in Österreich 
wird regelmäßig verkürzt und reduziert: AusländerInnen wer-
den gleichgesetzt mit AsylwerberInnen und diese mit Miss-
brauch, Kriminalität und Bedrohung. Als Ende 2009 bekannt 
wurde, dass in Eberau ein Erstaufnahmezentrum entstehen 
sollte, riefen prominente Spitzen der  SPÖ-Burgenland zum 
Protest dagegen auf, rasch wurde eine Volksbefragung ange-
regt und durchgeführt (und damit stieß das Projekt auf Ab-
lehnung). Wenig überraschend, war doch im Frühjahr 2010 
Landtagswahl. Es ging nicht um Diskussion, um Asylrecht, 
um Menschenrechte – es ging um Angst und Schüren von 
Angst und Ressentiments.

Es geht auch anders: Selber Zeitraum, Ende 2009, Vor-
dernberg, Steiermark. In einer Volksbefragung stimmen 60  % 
für die Errichtung eines Schubhaftzentrums (Beteiligung 
70  %). Vorher war die Bevölkerung informiert, vorher war 
über Pros und Cons diskutiert worden. Übrigens war das Er-
gebnis der SPÖ bei Vordernbergs Gemeinderatswahl 2005 bei 
79  % gewesen;  bei der Gemeinderatswahl 2010 bei 78  %. 

Was also tun?

Die Hassprediger werden weiterhin aufwiegeln, pauschalieren, 
hetzen und Angst machen. Sie werden – so ist zu befürchten – 
weiterhin Unterstützung bekommen. Wir sollten ihnen aber 
nicht den Gefallen tun, sie zu ernst zu nehmen (bzw. nur sie 
ernst zu nehmen). Ernst zu nehmen sind gesellschaftliche Pro-
bleme und Missstände. Von Wirtschaftskrise, Identitätsverlust, 

individuellen – möglicherweise existentiellen – Ängsten bis 
zu Ärger über manche andere. Diese Probleme sind real. Sie 
mit Xenophobie bekämpfen zu wollen, mit dem Schüren von 
Feindbildern, wird kontraproduktiv bleiben. Weil eben nicht 
diese Dichotomie wir vs. die anderen Verursacher von Proble-
men und nicht Lösungsansatz für Probleme ist. 

Gefragt sind Lösungskonzepte. Und dass Probleme, die 
über Jahrzehnte gewachsen sind, nicht von einen Tag auf 
den anderen gelöst werden können, muss dabei zugegeben 
werden.
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er sich die 77 Seiten des rot-grünen Regierungs-
übereinkommens zu Gemüte führt, der muss 
vor allem einen Eindruck gewinnen: Diese Stadt 
muss auch bisher recht brauchbar verwaltet ge-

wesen sein. Große Revolutionen sind ausgeblieben, selbst in 
den Bereichen, in denen die Medien große Sensationen ge-
wittert haben, wird in der Regel an bereits bestehende Pro-
jekte angeknüpft. 

So ist z. B. Absenkung des Autoanteils am Individualverkehr 
bei gleichzeitiger Erhöhung des Rad- und Öffi-Anteils die 
konsequent formulierte Vertiefung der im letzten »Masterplan 
Verkehr 2008«der Stadt Wien bereits eingeschlagenen ver-
kehrspolitischen Richtung: 40  % Öffi-Anteil und Verdoppe-
lung des Radanteils (damals auf 8  %) wurde bereits damals als 
Zielsetzung formuliert. Und ähnlich stellt sich die Situation 
auch in anderen Bereichen dar: Bei einem anonymisierten Le-
setest wäre der Unterschied zwischen den Programmpapieren 
der in regelmäßigen Abständen formulierten »Wiener Visio-
nen« der SPÖ Wien und dem aktuellen Regierungsprogramm 
wohl nur an der Betonung, das neue »Wien Museum« müsse 
in ökologischer Bauweise errichtet werden, zu erkennen.

Das soll weder das Programm noch die grünen Akzen-
te darin herabsetzen – denn eine andere Koalition hätte be-
stimmt ganz andere Schwerpunkte gesetzt. Letztlich zeigt es 
ja vor allem eines: die hohe inhaltliche Kohärenz der beiden 
Regierungsparteien, unter Ausklammerung einiger – nicht 
aktueller – Projekte wie des Lobau-Tunnels. Die Hoffnung 
der Feinde dieser Koalition, sie werde innerhalb kürzester Zeit 
zerbrechen, dürfte also wenigstens inhaltlich keine Grundlage 
finden. 

Verlässliche Grüne?
Auch die zweite große Hoffnung auf ein baldiges Zerbröseln 
der neuen Koalition muss für die ältesten Abonnenten der Ta-
geszeitung »Die Presse« eine Enttäuschung sein: Allen publi-
zistischen Beschwörungsversuchen zum Trotz ist ein Aufruhr 
der grünen »Basis« ausgeblieben. Schlimmer noch: Die di-
versen Stimmungsbilder von der grünen Landesversammlung 
hinterlassen den Eindruck, dass vielen auch in grünen Krei-
sen eine Beteiligung an Regierung, Macht und Posten jede 
Menge inhaltliche Zugeständnisse wert sind. Ein irrationaler 
Kamikaze-Ausstieg aus der Koalition erscheint also auch in 
dieser Hinsicht unwahrscheinlich.

Und das ist aus grüner Sicht auch wahltaktisch vernünftig: 
Denn die Grünen können potenziell am meisten von dieser 
Regierungsbeteiligung profitieren. Dabei kommt es für sie 
tatsächlich nicht darauf an, ob es eine City-Maut gibt oder 
nicht (sie ist im Regierungsprogramm nicht vorgesehen). 
Die Grünen müssen vor allem den urbanen Mittelschichts-
WählerInnen beweisen, dass Wien auch unter ihrer Regie-
rungsbeteiligung eine gut verwaltete Stadt bleibt. Für diese 
WählerInnen braucht es keinen grundlegenden politischen 
Richtungswechsel in dieser Stadt, weil sie schon bisher gut 
bedient wurden. Hier braucht es vor allem Vertrauen in die 
Regierungsfähigkeit von Maria Vassilakou und ihrem Team 
und eine Handvoll symbolischer Akzente, die es zweifellos 
geben wird. Solange es parteiintern gelingt, das zu vermitteln, 
kann die grüne Führungsriege relativ entspannt bleiben.

Eine Koalition löst nicht alle Probleme

Aus sozialdemokratischer Sicht müssen die wahltaktischen 
Folgen dieser Koalition zweifellos differenzierter betrachtet 

Was bringt Rot-Grün? von Ludwig Dvořak 

Was bringt Rot-Grün?
Von manchen als Zukunftskoalition gepriesen, von anderen als Chaoskoalition verdammt: Rot-Grün hat ganz offensichtlich 
Potenzial für politische Fantasien. Sachpolitisch wird die Koalition in Wien wenig ändern, meint Ludwig Dvořak, aber strate-
gisch sei die neue Koalition eine wichtige Ansage: Rot-Grün werde umso wichtiger, je mehr die ÖVP-Spitze in den nächsten 
Monaten intern und seitens der FPÖ stärker unter Druck kommt.
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werden: Einerseits waren die Wiener SozialdemokratInnen in 
einigen Außenbezirken mit starken Verlusten konfrontiert und 
aufgrund des Zerbröselns der ÖVP mit noch stärkeren blauen 
Zugewinnen. Andererseits sind die wienweiten Verluste deut-
lich geringer ausgefallen, als es noch vor ein bis zwei Jahren 
zu befürchten gewesen wäre. Und es ist nicht zu übersehen, 
dass die Wahlergebnisse je nach sozialer Zusammensetzung 
der Wohnbevölkerung massiv differieren, dass die SPÖ also 
eine relativ breite WählerInnenallianz geschmiedet hat: In den 
Innenstadtbezirken brachte die klare Anti-Strache-Haltung 
deutliche Stimmengewinne. In den äußeren Gürtelbezirken 
mit hohem MigrantInnenanteil hielten sich die Verluste in 
Grenzen. Gerade dort, wo der MigrantInnenanteil vergleichs-
weise niedrig war, schoss das FPÖ-Ergebnis aber in die Höhe. 
Auffällig ist auch bei dieser Wahl, wie gut Straches Parolen bei 
denen ankommen, die den sozialen Abstieg fürchten. 

Wenn die SPÖ in fünf Jahren wieder um die absolute 
Mehrheit in Wien kämpfen will, dann muss ihr Kampf gegen 
die FPÖ also vor allem ein Kampf gegen diese (berechtigten) 
Abstiegsängste und ein Kampf um verloren gegangene Integ-
rität und Glaubwürdigkeit der SPÖ sein. Ein rhetorisches Auf-
greifen des rassistischen FPÖ-Diskurses würde abgeworbene 
SPÖ-WählerInnen nicht zurückbringen, würde aber gleich-
zeitig die sozialdemokratische WählerInnenkoalition massiv 
gefährden. 

Klar ist daher eines: Die neue Koalition löst nicht alle Pro-
bleme der Wiener SPÖ. Aber im Unterschied zu jeder ande-
ren Koalitionsform verschärft sie diese auch nicht. Rot-Grün 
ermöglicht der Wiener SPÖ im Wesentlichen die inhaltliche 
Fortführung der bisherigen Stadtpolitik. Der Schlüssel für 
eine erfolgreiche Konfrontation mit der FPÖ liegt darüber hi-
naus in zwei anderen Bereichen: Einerseits muss die Wiener 
SPÖ die Arbeit an der Basis weiter forcieren. Die entspre-
chenden Initiativen der letzten zwei Jahre haben ohne jeden 
Zweifel dazu beigetragen, die drohenden Verluste zu mini-
mieren. Daraus gilt es zu lernen und an der Wiederherstellung 

starker und glaubwürdiger Basisstrukturen zu arbeiten, auch 
wenn das immer mit dem »Risiko« verbunden ist, nicht alles 
und jeden zentral lenken zu können. 

Vor allem aber ist der Kampf gegen die FPÖ eine Auseinan-
dersetzung um soziale Gerechtigkeit, um höhere Einkommen 
und mehr Lebensqualität. Dieser Kampf wird nicht nur kom-
munal- sondern vor allem bundespolitisch geführt. Das Pro-
blem des aktuell diskutierten Budgetentwurfs liegt nicht nur 
in verschiedenen kritikwürdigen Einzelmaßnahmen, es liegt 
vor allem im Fehlen jeglichen Spielraums für diese Ausein-
andersetzung. Angesichts der internationalen Entwicklungen 
ist nicht davon auszugehen, dass die aktuelle Wirtschaftskrise 
tatsächlich überwunden ist. Umso größer werden die sozialen 
Ängste bestimmter ArbeitnehmerInnengruppen und ihre An-
fälligkeit für die FPÖ sein. Die SPÖ sollte sich nicht die Hoff-
nung machen, diese Gruppen mit kurz vor der Wahl plaka-
tierten Parolen an sich binden zu können. Dafür wurde in 
den letzten Jahren viel zu viel Kredit verspielt. Hier sind Taten 
gefragt, die die soziale Situation spür- und erlebbar verbes-
sern. Die einzige budgetpolitische Reserve für solche Maß-
nahmen bleibt aber die Einführung echter Vermögenssteuern. 
Diese sind nicht per se ein Stimmenbringer, es genügt daher 
auch nicht, anzukündigen, in der Zukunft dafür kämpfen zu 
wollen. Es braucht zusätzliche Einnahmen um zusätzliche In-
vestitionen in Bildung und Soziales zu finanzieren. 

Rot-Grün auf Bundesebene

Besondere Rücksichtnahme auf den Koalitionspartner ist da-
bei nicht besonders sinnvoll. Denn schon jetzt zeigt sich, dass 
die Bundes-ÖVP die Rolle des Zweiten in der Koalition oh-
nehin nicht lange aushalten will und aushalten kann. Parteiin-
tern beginnt sie schon jetzt in die Phase der Prä-Schüssel-Ära 
zurückzufallen, in der die Landeshauptmänner alles und die 
Bundespartei nichts war. Gleichzeitig droht der ÖVP auch Un-
gemach von Rechts. Das ÖVP-Debakel in Wien ist nicht aus-
schließlich auf Mareks seltsame Performance zurückzuführen, 
sondern spiegelt auch einen internationalen Trend wider: Die 
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Radikalisierung des »bürgerlichen« Lagers. Und es ist daher 
wohl auch nicht als Zufall zu betrachten, dass Strache zuletzt 
zwei ÖVP-Kernthemen, ein eigenes »Mittelstandsprogramm« 
und die Familienpolitik, zu neuen inhaltlichen FPÖ-Schwer-
punkten erklärt hat. 

Josef Pröll ist bei der Budgeterstellung gehörig unter 
Druck geraten und das, obwohl auch die SPÖ nicht gera-
de einen Triumph feiern konnte. Die Ursache liegt in der 
von vielen rechts-bürgerlichen Stimmungsmachern erwarte-
ten »schärferen« Vorgangsweise gegenüber der SPÖ und den 
durch die überzogenen Erwartungshaltungen an eine Verwal-
tungsreform (vgl. Georg Feigl in ZUKUNFT 11/2010) ent-
täuschten Hoffnungen auf härtere Einschnitte in das Sozial-
system. Dabei, so meinen viele, dürfe man es nicht belassen: 
»Irgendwann wird Josef Pröll vom Faserschmeichler wieder 
zum Kraftmeier werden« und seine »Boxhandschuhe« wieder 
anziehen müssen.* Es ist nur eine Frage der Zeit, bis wichtige 
Teile der ÖVP auf die strategischen Probleme der 1990er Jahre 
die strategische Antwort der 1990er Jahre geben wollen: Eine 
Koalition der ÖVP mit der FPÖ, in der man den lästigen Ballast 
– SPÖ und Gewerkschaft – endlich wieder abwirft. 

Für die SPÖ hat sich der, nach dem langen Zögern in der 
Vermögensteuer-Frage, etwas hartnäckigere Kurs beim Bud-
get durchaus bezahlt gemacht: Schließlich steht erstmals nicht 
sie selbst, sondern die ÖVP im Mittelpunkt öffentlicher Kritik. 
»Schlimmeres verhindert zu haben« wird aber für die SPÖ bun-
despolitisch nicht reichen. Sie muss ihren WählerInnen eine 
glaubwürdige Perspektive für eine andere Politik liefern. Und 
hierin liegt der eigentliche Wert von Rot-Grün in Wien. 

Diese Koalitionsform zeigt, dass es auch andere Macht-
optionen gibt als die inhaltliche Unterwerfung unter die ÖVP, 
in der (unberechtigten) Hoffnung, dass diese uns dafür auch 
mittelfristig den Kanzlerposten überlässt. Wie auf Wiener 
Ebene gilt dabei auch im Bund: Eine Koalition löst nicht alle 
politischen Probleme. Aber die Option einer rot-grünen Ko-

alition ist der machtpolitische Ausdruck einer sozialen, demo-
kratischen und gleichheitsorientierten Politikalternative, die 
Österreich dringend braucht und die schleunigst entwickelt 
werden muss, wenn Schwarz-Blau verhindert werden soll. 

Ludwig Dvořak 

ist gf. Chefredkateuer der ZUKUNFT.

Das rot-grüne Koalitionsabkommen im Internet: 

http://wien.spoe.at/regierungsuebereinkommen-pdf

*  Karl Ettinger, Vom Kraftmeier zum Faserschmeichler - und retour,  
Die Presse vom 01.12.2010.
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sachbücher

Intellektuelle, Glaube & Diener
Dietz Bering Die Epoche der 
Intellektuellen 1898 – 2001   

Die Intellektuellen sind tot. Ist das ein 
Gerücht oder eine bittere Wahrheit? Ant-
worten findet man in Berings Grund-
lagenwerk, das die gesamte Biographie 
eines umstrittenen Begriffs verfolgt. So 
entsteht ein Bild einer ganzen Epoche 

beginnend mit seiner Geburt im Frankreich der Dreyfus-
Affäre. Bering konstatiert: Nie waren die Intellektuellen 
lebenswichtiger als in dem Moment, als sie totgesagt wurden. 
Berlin University Press, 756 Seiten, 51,30 Euro

Joseph Roth 
Juden auf Wanderschaft

In seinem berühmten Essay von 1927 
(inklusive Vorwort zur geplanten Neu-
auflage 1937) schildert Roth das Leben 
der Juden in Europa.  Dieser Text, der 
eine verloren gegangene Welt herauf-
beschwört, liegt nun illustriert vor: In 
eindringlichen Schwarzweiß-Fotografien 

wird die ganze Vielfalt jüdischen Lebens in Europa und 
Übersee vor seiner Auslöschung wieder lebendig. 
Christian Brandstätter, 143 Seiten, 29,90 Euro 

Peter Longerich 
Joseph Goebbels  

Mit dieser Biographie erzählt Peter 
Longerich die politische wie die private 
Lebensgeschichte von Hitlers Chefpro-
pagandisten und wirft zugleich ein neues 
Licht auf Öffentlichkeit und Herrschaft 
im Nationalsozialismus. Goebbels war 
die beherrschende Figur im Bereich der 

nationalsozialistischen Medien- und Kulturpolitik, und es 
gelang ihm, erhebliche Kompetenzen im Bereich der zivilen 
Kriegführung zu haben.   
Siedler, 912 Seiten, 41,20 Euro

Axel Hacke, Giovanni di Lorenzo 
Wofür stehst Du? 

Di Lorenzo und Hacke haben zusammen 
ein ungewöhnliches Buch geschrieben: 
Sie stellen die Frage nach den Werten, 
die für sie maßgeblich sind – oder sein 
sollten und halten ein Plädoyer gegen die 
Gleichgültigkeit. Selbstkritisch suchen 

die Autoren nach Antworten in den Themenfeldern Poli-
tik und Staat, Klimawandel, Gerechtigkeit, Migration und 
Fremdheit, Angst und Depression, Krankheit und Tod. 
Kiepenheuer & Witsch, 256 Seiten, 19,50 Euro  

John Rawls Über Sünde,  
Glaube und Religion 

Der Autor der Theorie der Gerechtigkeit 
galt zeitlebens als »religiös unmusika-
lisch«. Nach Rawls’ Tod wurden jedoch 
zwei Texte entdeckt, die zu einer Revi-
sion dieses Bildes zwingen. Rawls war 
offensichtlich nie Atheist, aber er schließt 
diese Selbstauskunft über »seine Religi-

on« mit der Überzeugung, dass der Atheismus jedoch nichts 
sei, vor dem man sich in politischer Hinsicht fürchten müsse.
Suhrkamp, 344 Seiten, 27,70 Euro 

Markus Krajewski 
Der Diener 

Anhand von Fallgeschichten – etwa  
zur barocken Palastarchitektur, zu  
den Laboren der Experimentalwissen-
schaften, an Beispielen aus der Literatur 
wie dem digitalen Alltag – zeichnet  
Markus Krajewski die spannende  

Mediengeschichte des Dieners zwischen König und  
Klient nach. Der Autor bietet eine Kulturgeschichte  
der Subalternen, die ebenso eingängig wie  
unterhaltsam geschrieben ist. 
Fischer, 720 Seiten, 25,70 Euro
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Grimm, Goethe & Geldwäsche 
Günter Grass
GRIMMS WÖRTER 

Günter Grass erzählt das Leben der Brüder 
Grimm als Liebeserklärung an die deut-
sche Sprache und die Wörter, aus denen 
sie gefügt ist. Er schreibt über die Lebens-
stationen der Brüder, über ihre uferlose 
Aufgabe und die Zeitgenossen an ihrer 

Seite: Familie und Verleger, Freunde, Verehrer und Verächter. 
Grass durchstreift die deutsche Geschichte seit der Fürstenherr-
schaft und den ersten Gehversuchen der Demokratie. 
Steidl, 368 Seiten, 30,70 Euro 

Thomas Bernhard 
Goethe schtirbt 

Zu Lebzeiten von Thomas Bernhard 
kam die Publikation dieser Anfang der 
achtziger Jahre verfassten und in Zei-
tungen abgedruckten Erzählungen nicht 
mehr zustande: zu sehr war der Autor 
mit seinem Roman »Auslöschung« und 

mit dem Theaterstück »Heldenplatz« sowie dem dadurch 
entfachten Skandal befasst. Diese Erzählungen  werden zum 
ersten Mal in einem Band zusammengefügt.  
Suhrkamp, 98 Seiten, 15,40 Euro 

Peter Esterhazy 
Ein Produktionsroman 

Der Roman besteht aus zwei Teilen. 
Der erste ist die Parodie eines »Produk-
tionsromans«, jener Gattung, in der die 
Autoren in kommunistischen Ländern 
sozailistisch-realistisch das Leben der 
Arbeiterklasse optimistisch »widerzuspie-
geln« hatten. Der zweite Teil berichtet in 

Anmerkungen über die Umstände, unter denen der erste Teil 
geschrieben wurde und wird  zum Roman über die Produk-
tion eines Romans. 
Berlin Verlag, 544 Seiten, 37,10 Euro 

Iwan Bunin 

Am Ursprung der Tage

Die Erzählungen zeigen die literarische 
Entwicklung Bunins von seinen Anfän-
gen bis zu der Zeit, als er in Russland 
bereits ein angesehener Autor war, der 
1909 den prestigeträchtigen Puschkin-
preis erhielt und Ehrenmitglied der Aka-

demie wurde. Bunins Blick richtet sich unvoreingenommen 
auf die Menschen, auf die manchmal skurrilen Landbewoh-
ner, die kleinen Momente von Glück und Trauer. 
Dörlemann Verlag, 288 Seiten, 25,60 Euro 

Samuel Pepys 
Die Tagebücher 1660 -1669

Eines der berühmtesten Tagebucher 
der Weltliteratur gibt es jetzt erstmals 
in ungekürzter deutscher Übersetzung 
in neun Bänden – 340 Jahre nach seiner 
Niederschrift, 110 Jahre nach der ersten 
nennenswerten englischen und 25 nach 

der ersten vollständigen historisch-kritischen Originalausga-
be. Die Tagebücher des Samuel Pepys sind für Verliebte, für 
Eheleute, für Pornophile, für Historiker, für Theaterfreunde. 
Haffmans & Tolkemitt, 4416 Seiten, 169,90 Euro

John le Carré  
Verräter wie wir 

Dima ist die Seele der russischen Mafia. 
Seit seiner Zeit als Gefangener im Gulag 
hat er sich an ihre Spitze hochgearbei-
tet. Sein Spezialgebiet: die Geldwäsche. 
Doch er hat Feinde unter den mächti-
gen Weggefährten. Um das Überleben 

seiner Familie zu sichern, geht er einen Pakt mit dem Wes-
ten ein. »Verräter wie wir« ist ein Roman über die Korrum-
pierbarkeit des Westens und über die Zerbrechlichkeit der 
Demokratie.
Ullstein, 413 Seiten, 25,70 Euro

Alle Bücher sind auch in der Buchhandlung Löwelstraße
(1014 Wien, Löwelstraße 18; buchhandlung@spoe.at) erhältlich.



ass die fiskalischen Stimulusmaßnahmen und Ban-
kenrettungspakete, die letztlich erfolgreich verhin-
dert haben, dass sich die große Rezession (2009) 
in eine große Depression auswächst, und insbeson-

dere, dass die fiskalischen Nachwirkungen der Krise 2009 die 
Staatsschuldenquoten stark ansteigen haben lassen, kam nicht 
überraschend. Überraschend für viele ist allerdings, dass Pro-
bleme von Staaten wie Griechenland oder Irland und zuletzt 
auch Portugal mit einem Anteil von 2,6 %, 1,8 % bzw. 1,9 % 
am BIP des Euroraums den Euro in Gefahr bringen können. 

Folgt man den jüngsten Prognosen des Internationalen Wäh-
rungsfonds, so wird die Staatsschuldenquote des Euroraums 
in Folge der Krise zwischen 2008 und 2015 um etwa 20 Pro-
zentpunkte auf etwa 90 % ansteigen. In den USA wird in die-
sem Zeitraum ein Anstieg um 40 Prozentpunkte auf 110 % 
prognostiziert. Aber selbst der Umstand, dass beispielsweise 
Kalifornien mit einem Anteil von fast 14 % am US-amerika-
nischen BIP überaus hoch verschuldet ist, löst keine Diskussi-
on über die Überlebensfähigkeit des Dollar aus. Was sind die 
Gründe für die überaus negative Perzeption des Euro durch 
Finanzmarktakteure, Medien und Politik? 

Eine Ursache dafür mag im Krisenmanagement der Euro-
päischen Union liegen, das durchaus verbesserungswürdig ist. 
Während die Bewältigung der Staatsschuldenkrise für einige 
Länder eine Stärkung von Elementen der politischen Union 
bedarf (z. B. Begebung von Eurobonds, Koordinierung und 
Harmonisierung von Kapitalsteuern, Ausweitung des EU-
Budgets), beobachten wir – mit Ausnahme von Maßnah-
men der ad-hoc Krisenintervention, die durchaus erfolgreich 
sind – Desintegrations- und Renationalisierungstendenzen, 
die in EU-skeptischen bis hin zu xenophoben Bewegungen 
ihren politischen Ausdruck finden. Auch ist der Ehrgeiz der 
politischen Repräsentanten von Nationalstaaten, diesen Ten-
denzen entgegenzuwirken, z. B. durch eine Diskussion darü-
ber, wie ein solidarisches und gerechtes Europa der Zukunft 
gestaltet werden soll, begrenzt. Es dominiert die Sichtweise, 
dass die verantwortungsvollen reichen Länder nun jene der 

europäischen Peripherie unterstützen müssen, die über ihre 
Verhältnisse gelebt haben. Dies ist ökonomisch falsch und ein 
gefährlicher Rückfall in Provinzialismus und kleinstaatliches 
Denken, das wir schon lange überwunden glaubten.

Ein anderer Grund für die Diskussion über den Euro liegt 
darin, dass es bis heute nicht gelungen ist, sich aus der Gei-
selhaft der Finanzindustrie zu befreien. Die Finanzmarktak-
teure testen, wie weit sie gehen können. Sie erzwingen hohe 
Risikoprämien, wollen aber durch die Politik sichergestellt 
wissen, dass sie kein Risiko tragen müssen. In einer Krisen-
situation ist es daher besonders schwierig, eine Beteiligung 
von Gläubigern an Sanierungsmaßnahmen und notwendige 
Schuldenumstrukturierungen zu organisieren. Aber gerade 
die Erfahrungen mit der Schuldenkrise Lateinamerikas in 
den 1980er Jahren zeigen folgendes: Je länger man mit einer 
Schuldenrestrukturierung zuwartet, desto höher die ökono-
mischen Kosten. 

Eine Rückabwicklung des Euro, das Ausscheiden einiger 
Länder des Euroraums, wie heute von manchen diskutiert, 
hätte unabsehbare politische und vor allem negative öko-
nomische Auswirkungen, auch für jene Länder, die in der 
Währungsunion verbleiben: geringere Exportmöglichkeiten 
oder die Notwendigkeit der Abschreibung eines großen Teils 
der Euroschulden der Peripherieländer, die nach der erfolg-
ten Abwertung der aus der Währungsunion ausgeschiedenen 
Länder steigen und realistisch nicht rückzahlbar sind. Barry 
Eichengreen spricht gar davon, dass angesichts der hohen glo-
balen Verflechtung der Finanzströme eine Mitgliedschaft in 
der Währungsunion de facto unverrückbar ist: “… adopting 
the euro is effectively irreversible. Leaving would, …, given the anti-
cipated devaluation trigger the mother of all financial crises.” (Barry 
Eichengreen, The euro: love it or leave it? 4. Mai 2010, www.
voxeu.org)

Helene Schuberth 
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Schlusswort  von Helene Schuberth 

Zur Überlebensfähigkeit des Euro
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